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Präventionskampagne gegen zunehmende Messergewalt: Präventionsar-
beit bereits in Flüchtlingsunterkünften starten  

Antrag  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 18/9719 

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich begrüße 
Sie alle sehr herzlich zur heutigen Anhörung des Integrationsausschusses. Besonders 
begrüßen möchte ich die Sachverständigen, die Medienvertreter und sonstigen Zuhö-
rerinnen und Zuhörer hier im Raum und bei der Videozuschaltung bzw. im Livestream.  

In unserer Sitzung vom 4. September 2024 haben wir entschieden, zu dem vorliegen-
den Antrag der FDP-Fraktion die heutige Anhörung von Sachverständigen durchzu-
führen. Ich möchte mich an dieser Stelle im Namen des Ausschusses bei allen Sach-
verständigen für die abgegebenen Stellungnahmen und Ihre Anwesenheit heute recht 
herzlich bedanken.  

Sie finden auf Ihren Plätzen eine Übersicht, mit deren Hilfe Sie die Stellungnahmen 
den Sachverständigen bzw. den Institutionen zuordnen können. Kopien der Stellung-
nahmen sind hier im Saal ausgelegt.  

Aus zeitlichen Gründen ist nicht vorgesehen, dass die anwesenden Sachverständigen 
ihre schriftlichen Stellungnahmen in einem Eingangsstatement noch einmal mündlich 
zusammenfassen. Vielmehr gehe ich davon aus, dass die Abgeordneten die schriftli-
chen Stellungnahmen gelesen und ausgewertet haben und nunmehr Fragen an die 
Sachverständigen richten, um einzelne Sachverhalte zu vertiefen bzw. zu hinterfragen.  

Pro Fragerunde kann jede Fraktion bis zu drei Fragen an ein bis zwei Sachverständige 
richten. Die Sachverständigen haben anschließend maximal drei Minuten Zeit, um die 
Fragen zu beantworten. Wenn mehrere Fraktionen Fragen an einen Sachverständigen 
gerichtet haben, erhalten Sie entsprechend mehr Zeit, um zu antworten. Gibt es Fra-
gen zu diesem Verfahren? – Das sehe ich nicht.  

Dann möchte ich als Erstes der antragstellenden Fraktion der FDP die Möglichkeit 
geben, ihre Fragen an die Sachverständigen zu richten. Anschließend werde ich den 
anderen Fraktionen in der Reihenfolge ihrer Größe das Wort erteilen.  

Marc Lürbke (FDP): Ich möchte mich bei Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren 
Sachverständige, recht herzlich für die schriftlich eingereichten Stellungnahmen und 
die Möglichkeit, mit Ihnen darüber zu diskutieren, bedanken.  

Wir haben als FDP das Thema schon vor einiger Zeit auf die Tagesordnung gebracht. 
Mittlerweile hat der Innenminister diese Idee zum Teil im Rahmen des Zehn-Punkte-
Plans übernommen. Aber die Frage, wie wir angesichts der steigenden Zahlen damit 
umgehen wollen, insbesondere weil man den Täterkreis eingrenzen kann, beschäftigt 
uns sehr. Nach den Zahlen, die uns vorliegen, kann man diesen auf klar männlich, eher 
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jung und auch zum großen Teil, nahezu 50 %, nichtdeutsch eingrenzen. Wir haben 
gesagt, dass darin auch eine Chance liegt.  

Damit komme ich zu meiner ersten Frage. Dieser Antrag zielt zunächst nur auf die 
Flüchtlingsunterkünfte ab. Für uns als Parlamentarier ist es wichtig, dass wir konkrete 
Antworten bekommen, dass wir uns konkret Dinge vorstellen können. Meine Frage 
richte ich an alle, sodass alle dazu beitragen können: Wo muss man konkret ansetzen, 
um die Menschen in den Flüchtlingsunterkünften gezielt zu erreichen? Wo ist der 
Hemmschuh? Teils ist es genannt geworden: Sprachbarriere, Sprachvermittler. – Aber 
was würden Sie sagen? Was ist der Schlüssel? Wie kann man da gezielt ansetzen? 
Ist es, wie der Minister vorschlägt, ein Plakat? Oder ist es bessere Zusammenarbeit, 
bessere Vernetzung vor Ort? Fehlt es an Personal? Wo würden Sie ansetzen, um 
genau da gezielt zu Verbesserungen zu kommen?  

Dann die zweite Frage, insbesondere an Herrn Maatz und Herrn Hülsbeck. Das klang 
in Ihrer Stellungnahme hinsichtlich des Zehn-Punkte-Plans auch durch: Sehen Sie 
mittlerweile eine Umsetzung dieses Plans? Die GdP hat es recht offen sogar geschrie-
ben, dass bislang nichts passiert ist. Mich würde interessieren. Das darf jetzt nicht nur 
heiße Luft bleiben, sondern es muss zur Umsetzung kommen. Wo sehen Sie dort noch 
Spielraum hinsichtlich des Haushalts? Wo müsste sich das Land bewegen, um hier 
die gezielte Maßnahmenprävention zu verbessern und auszubauen?  

In der ersten Runde noch eine Frage an die Vertreter von Selbst & Bewusst eG. Sie 
sehen in Ihrer Stellungnahme einen Schwerpunkt der Prävention bei der Vermittlung 
des deutschen Rechtssystems und bei der konsequenten Sanktion von Regelverstößen, 
wenn ich das richtig gelesen habe. Da ist meine Frage: Wie könnte das in der Praxis 
in den Flüchtlingsunterkünften umgesetzt werden? Wie könnte dazu das Instrument 
der Hausordnung, was Sie angesprochen hatten, noch effektiver genutzt werden?  

Peter Blumenrath (CDU): Sehr geehrte Sachverständige, herzlichen Dank für Ihre 
Zeit und Ihre Expertise sowie Ihre schriftlichen Stellungnahmen.  

In der ersten Runde möchte ich meine Frage an Selbst & Bewusst richten. Sie führen 
in Ihrer Stellungnahme aus, dass Länder wie Japan, Singapur oder Dubai eindrucks-
voll zeigen, wie strikte Kontrollen und konsequentes Vorgehen umgesetzt werden kön-
nen. Vielleicht können Sie einmal ausführen, was diese Länder anders machen als wir 
und was wir von ihnen lernen könnten?  

Außerdem führen Sie aus, dass Präventionskampagnen bzw. Sensibilisierungsmaß-
nahmen potenziellen Täterinnen und Tätern einen Freifahrtschein der Unwissenheit 
geben. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diesen Gedanken näher erläutern würden.  

Volkan Baran (SPD): Unser Dank geht auch an die Sachverständigen für die ausführ-
lichen Stellungnahmen, die ich sehr interessant fand.  

Ich habe zwei Fragen an den Bund der Deutschen Kriminalbeamten. In Ihrer Stellung-
nahme wird der Zehn-Punkte-Plan des Innenministeriums erwähnt, der auch das 
Thema „Prävention“ aufgreift. Welche spezifischen Punkte aus diesem Zehn-Punkte-
Plan halten Sie für besonders effektiv, um die Messergewalt zu reduzieren?  
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Meine zweite Frage: Sie betonen die Notwendigkeit einer integrativen Präventionsar-
beit. Welche Maßnahmen schlagen Sie vor, um sicherzustellen, dass die präventiven 
Botschaften alle relevanten Bevölkerungsgruppen erreicht, insbesondere auch die 
Menschen in den Flüchtlingsunterkünften, aber auch so, dass sie verstanden werden?  

Gönül Eğlence (GRÜNE): Auch von mir herzlichen Dank für Ihre Zeit und für die 
schriftlichen Stellungnahmen.  

Mit meiner ersten Frage möchte ich mich an alle richten. Der Antrag suggeriert, dass 
die Messergewalt in Flüchtlingsunterkünften ein besonders großes Problem ist. Des-
halb meine Frage an die Praktiker*innen, vor allem an die Polizei und IFAK: Gibt es 
Erkenntnisse darüber, ob und in welchem Maß Messergewalt insbesondere in Flücht-
lingsunterkünften gestiegen ist?  

An Herrn Gesing: Würden Sie sagen, dass es einen Unterschied in der Präventions-
arbeit gibt, wenn man über Messergewalt oder Gewalt im Allgemeinen spricht?  

Markus Wagner (AfD): Auch von mir noch einen herzlichen Dank an Sie alle, die sich 
sehr viel Mühe gegeben haben, Ihre Stellungnahmen hier einzureichen.  

Die erste Frage geht an Frau Salomon und an die Vertreter von GdP und BDK. Bei der 
Schilderung der Ausgangslage nehmen Sie Bezug auf das Lagebild „Kriminalität im 
Kontext von Zuwanderung des BKA“. Wie bewerten Sie den Umstand, dass das Innen-
ministerium NRW hierzu keine Einzelauswertung für NRW vornimmt? Es gibt kein Lage-
bild des Landes, obwohl die Daten für das Bundeslagebild ohnehin erhoben werden.  

Die zweite Frage geht an Herrn Maatz. Sie fordern zur Bewältigung der Problematik 
nachvollziehbare und durchsetzbare Gesetze. An welcher Stelle sollte der Gesetzgeber 
im Zusammenhang mit der Messergewalt noch nachschärfen?  

Auch die dritte Frage dieser ersten Runde richte ich an Herrn Maatz. Sie sprechen von 
den Erfahrungen des Präventionsprogramms „Messer machen Mörder“ in den neunten 
Klassen Berliner Schulen. Wir haben in Nordrhein-Westfalen eine Steigerung der Mes-
serkriminalität an Schulen in den letzten zwei Jahren von ungefähr 99 %. Inwiefern 
halten Sie es für notwendig, dass diese Präventionsmaßnahme flächendeckend in 
NRW-Schulen eingeführt wird, und sind diese Präventionsprogramme auch für Flücht-
lingsunterkünfte geeignet?  

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank für die Fragen in der ersten Runde. Da 
alle Sachverständigen mehrfach angesprochen worden sind, bekommen Sie alle fünf 
Minuten, um die Fragen zu beantworten. Mal sehen, ob dies reicht, es waren ja auch 
sehr umfangreiche Fragen.  

Wir fangen mit dem BDK an.  

Hans Hülsbeck (Bund Deutscher Kriminalbeamter): Ich versuche, die Fragen, die 
an uns gestellt worden sind, möglichst zusammen zu beantworten. Das betrifft zum 
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Beispiel die Frage, welchen gezielten Ansatz wir verfolgen. Es ist der integrative, mo-
dulare Ansatz. 

Die Polizei kann, so wie wir es ausgeführt haben, nicht der alleinige Kümmerer sein. 
Wir müssen wissen, wer in der Präventionswelt unterwegs ist. Wir müssen wissen, wer 
alles was kann, damit wir keine doppelten Ressourcen finanzieren. Wir geben teilweise 
in unterschiedlichen Ressorts Gelder für Übersetzer aus. Das kann man machen, aber 
das ist für die derzeitige haushalterische Lage wahrscheinlich nicht das Optimum. 

Wir sollten uns einmal zusammensetzen und gucken, wer in diesem Bereich tätig ist. 
Wer ist im Bereich der Flüchtlingsunterkünfte tätig? Wer hat da vor Ort das Sagen? Mit 
wem müssen wir sprechen, und wie können wir mit denen sprechen? Wir reden hier 
von Geflüchteten in ganz prekären Situationen auf der einen Seite und in ganz 
schrecklichen persönlichen Verhältnissen auf der anderen Seite. Mit denen müssen 
wir ganz anders sprechen, als die Polizei es an sich kann. Hier bedarf es Pädagogen. 
Das kann die Polizei nicht machen. Deswegen sprechen wir ja von einem modularen 
Ansatz. 

Es kann zum Beispiel nicht „Messer machen Mörder“ sein. „Messer machen Mörder“ 
stigmatisiert. Wir wollen keinen Menschen stigmatisieren. Wir wollen pädagogisch an 
die Sache herangehen. Das ist aber nicht die Polizei. Wir sind keine Pädagogen. Unter 
dem Stichwort „Schuster, bleib bei deinem Leisten“ müssen wir modular mit Pädago-
gen, mit Sozialarbeit, am besten mit aufsuchender Sozialarbeit, aber auch mit dem 
kriminalistisch-kriminologischen Wissen der Kolleginnen und Kollegen vor Ort an die 
Sache herangehen. Das können wir nicht machen, indem wir alle fünf Minuten mal 
jemanden auf die Flüchtlinge loslassen, sondern das muss zusammen, das muss ge-
plant sein, und das muss vor allen Dingen – Herr Lürbke, Sie sprachen es auch eben 
an – fremdsprachlich unterlegt sein. Auch hierfür sind weder Personalressourcen und 
Sachressourcen notwendig. 

Was wird tatsächlich umgesetzt? – Es wird einiges umgesetzt. Die Kolleginnen und 
Kollegen versuchen, genau diese modulare Umsetzung in Schulklassen zu machen. 
Das gelingt in vielen Bereichen sehr gut, indem sie verschiedene Sachen in Schulklas-
sen anbieten, den Lehrenden anbieten, damit die es hinterher im Unterricht anwenden 
können. 

Das betrifft aber nicht die Flüchtlingsheime. Hier sind die Kolleginnen und Kollegen 
des Bezirks- und Ermittlungsdienstes gefragt, die erst einmal – das ist ein guter Ansatz – 
in die Sensibilisierung gehen. Auch hier: „Besser ohne Messer“ ist etwas anderes als 
„Messer machen Mörder“. Das wäre die falsche Sensibilisierung, wenn wir so etwas in 
einem Flüchtlingsheim unterbringen. 

Dann war die nächste Frage, welche Punkte gut sind. Das ist zum Beispiel, dass wir 
in die Flüchtlingsheime als Teil der definierten Problemgruppen gehen. Es ist vollkom-
men egal, um welchen Teil wir uns als Erstes kümmern, ob es nur die Schulen sind – 
wir wissen, ein hoher Anteil sind Kinder und Jugendliche, die sich im deutschen Bil-
dungssystem befinden – oder die Flüchtlingsheime. Aber wir müssen an alle Gruppen 
heran. Wir müssen an die sogenannten Partymenschen heran, die am Wochenende 
in den Partyzonen unterwegs sind, und herausfinden, warum sie überhaupt ein Messer 
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mitführen. Wir müssen damit an die Ursachen gehen. Es ist nicht die Frage, warum 
sie ein Messer mitführen, sondern vielmehr, warum sie überhaupt eine Waffe mitfüh-
ren, warum sie der Meinung sind, man muss sich im öffentlichen Raum verteidigen. 
Wir müssen wieder da hinkommen, dass man sich im öffentlichen Raum auch anders 
bewegen kann, ohne eine Waffe dabeizuhaben. 

Zu den integrativen Maßnahmen habe ich gerade schon etwas gesagt. Das wären die 
integrativen Maßnahmen, insbesondere die Sprachbarriere, aber auch die Verständ-
nisbarriere. Wir reden hier nicht immer mit hochintelligenten Menschen. Wir reden mit 
Menschen mit verschiedenem Bildungsniveau. Das müssen wir akzeptieren, und wir 
müssen auch mit den Menschen so reden, dass man uns versteht. 

Dann die Frage, warum es kein Zuwanderungslagebild für NRW gibt: Das brauchen 
wir nicht. Wir haben ein Lagebild Gewaltkriminalität in NRW, wir haben ein Lagebild 
Messerkriminalität für NRW. Das reicht den Kolleginnen und Kollegen, weil wir daraus 
genügend Schlüsse ziehen können, was denn an präventiven Maßnahmen für die Kol-
leginnen und Kollegen zu tun ist. 

Alexander Gesing (IFAK – Verein für multikulturelle Kinder- und Jugendhilfe):
Ich bedanke mich auch für die Möglichkeit, hier die Stellungnahme abzugeben und 
einen Beitrag leisten zu können. Kurz zur ersten Frage von Herrn Lürbke, was der 
Schlüssel zum Kontakt zu den Menschen in den Unterkünften ist: Ich bin hier als Ver-
treter von Grenzgänger. Wir haben seit mehreren Jahren ein Präventionsprojekt in 
Flüchtlingsunterkünften des Landes. Die Zahl hat sich in den letzten Jahren schon 
deutlich erhöht. 

Wir sind in den Unterkünften mit Fortbildungen, mit Sprechzeiten, mit Beratungen in 
konkreten Fällen islamistischer Radikalisierung unterwegs und haben da einen ganz 
guten Eindruck von dem Leben in den Unterkünften und von den Bewohnerinnen und 
Bewohnern dieser Unterkünfte. 

Uns fällt immer wieder auf, dass der Schlüssel zum Kontakt – darum geht es ja in 
dieser Frage – ein persönlicher Kontakt ist: Eine persönliche Ansprache der Menschen 
in den Unterkünften, die Möglichkeit, das Gespräch zu suchen, ein Gespräch zu fin-
den, Unterstützungsangebote, Beratungsangebote zu finden, Menschen, denen ich 
vertrauen kann, die natürlich auch im besten Fall meine Muttersprache sprechen und 
zu denen ich vertrauensvoll gehen kann, wenn ich ein Anliegen habe. Das haben die 
Menschen in den Landesunterkünften zur Genüge. 

Mein Vorredner hat es bereits gesagt: Die Zielgruppe, über die wir sprechen, hat viele 
Herausforderungen in ihrem bisherigen Leben mitgemacht, sowohl im Heimatland als 
auch auf der Flucht als auch hier in Deutschland. Sie sind hier mit vielen Herausforde-
rungen konfrontiert, und gerade da braucht es Vertrauenspersonen, an die sich die 
Bewohnerinnen und Bewohner wenden können, falls sie tatsächlich Fragen haben, 
falls ihnen etwas auffällt, mit denen sie dann nicht nur ganz pragmatische Fragen klären 
können, sondern mit denen sie auch ein Stück weit in Beratungsbeziehungen treten 
können. 
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Wir haben aus unserer Arbeit gelernt – ich komme von der Beratungsstelle zu islamis-
tischer Radikalisierung –, dass eine Radikalisierung – ich würde auch behaupten, dass 
das ein Stück weit auf eine Gewaltbereitschaft zutrifft – ein sozialer Prozess ist, der 
sich da vollzieht; abgesehen mal von Affekthandlungen, die mit Messern passieren. 
Aber eine Deradikalisierung ist eben auch ein sozialer Prozess, der sich über Bezie-
hungen gestaltet. Das heißt, wenn wir Kontakt zu Menschen aufbauen und sie unter-
stützen wollen, müssen wir das über Beziehungen, über Beratungen, über soziale An-
gebote machen. Das bringt nicht nur den Vorteil, dass wir den Menschen in den Un-
terkünften tatsächlich in ihrer konkreten Lebenslage helfen, sondern auch, dass wir 
über diese Vertrauensbeziehungen die Möglichkeit gewinnen, Information über Men-
schen, die möglicherweise eine Gewaltmotivation haben, zu bekommen. 

Ganz konkret kann sich ein Bewohner in einer Unterkunft an eine Person in der Unter-
kunft, zu der er ein besonderes Vertrauensverhältnis hat, zum Beispiel zu einem Be-
treuungsdienstleister, Sicherheitsdienstleister oder Ehrenamtlichen, wenden und sa-
gen: „Mir ist da etwas aufgefallen. Da verwendet jemand eine besonders gewalttätige 
Sprache, da schaut sich jemand bestimmte Videos an. Da mache ich mir Sorgen.“ 

Das heißt, neben der konkreten Hilfe für die betroffenen Personen, können wir so auch 
tatsächlich Informationen über Menschen bekommen, die möglicherweise eine Ge-
waltmotivation haben. 

Zu der nächsten Frage von Frau Eğlence zum Anstieg von Messergewalt in Unterkünf-
ten. Wir machen die Arbeit schon ein paar Jahre. Das Thema Messer bzw. Messerge-
walt ist in unseren Fortbildungen, in den Sprechzeiten, in den Beratungen bisher nicht 
sehr häufig Thema gewesen. Die Hausordnungen der Unterkünfte sind da ganz klar: 
Messer sind in den Unterkünften einfach nicht erlaubt. Wenn diese Messer dann doch 
in den Zimmern oder bei Personen gefunden werden, werden die natürlich einkassiert 
und asserviert.  

Was die konkreten Gewalttaten anbelangt, sind wir als Präventionsanbieter natürlich 
im Vorfeld tätig und weniger nach gewaltvollen Angriffen. 

Zur zweiten Frage, zum Unterschied zwischen Gewaltprävention und Prävention von 
Messergewalt, kann ich aus unserer Erfahrung sagen, dass wir als Präventionsakteur 
erst einmal keinen großen Unterschied machen. Eine gewaltvolle Haltung bzw. eine 
Gewaltbereitschaft sehen wir zunächst als ein Phänomen, was unabhängig von der 
konkreten Tatwaffe herrscht. Wir versuchen über unser Beratungsangebot, über den 
Kontakt und die Netzwerke zu unterschiedlichen Akteuren in den Unterkünften, aber 
auch außerhalb der Unterkünfte, präventiv zu agieren. Das passiert tatsächlich unab-
hängig von bestimmten Tatwaffen. 

Michael Maatz (Gewerkschaft der Polizei): Im Namen der GdP recht herzlichen Dank 
dafür, dass wir uns an der heutigen Veranstaltung beteiligen und uns diesem wichtigen 
Thema widmen können. Ich möchte bei meinen Ausführungen damit beginnen, dass 
wir als Polizei dieses Problem nicht alleine erreichen können; denn wir haben ein Prob-
lem in dem Bereich. Es gibt kaum eine Woche, in der es nicht irgendwelche Messerat-
tacken gibt, bei denen irgendwelche Menschen getötet oder schwer verletzt werden 
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Da schließe ich mich den Ausführungen des Kollegen vom BDK an. Das ist ein gesell-
schaftspolitisches Problem, und da müssen alle an einem Strang ziehen. Wir brauchen 
ein in sich schlüssiges Konzept, um da den Fuß in die Tür zu kriegen, um dieses Phä-
nomen, dieses Problem zu lösen, damit die Zahlen heruntergehen und möglichst wenig 
Menschen zu Schaden kommen. 

Wir haben in unserer Stellungnahme ein Programm der Polizei Berlin aufgeführt, was 
dort seit 2016 praktiziert wird. Es ist umfassend evaluiert worden und dann mit dem 
neuen Status 2018 wieder an den Start gegangen. Es ist ein Präventionsprogramm 
der Kolleginnen und Kollegen aus Berlin zur Verhinderung von Messergewalt und baut 
auf anderen Programmen, Deeskalationsprogrammen auf. Es gibt da spezielle Prä-
ventionsdienste der Polizei Berlin, die sich darum kümmern. Die Botschaft, die vermit-
telt wird, ist ganz klar: Du brauchst kein Messer. „Messer machen Mörder“ hört sich 
vielleicht krass an, aber das ist genau die Absicht, die dahintersteckt. 

Was dahintersteckt, möchte ich Ihnen gerne in Kurzform vorstellen. Zielgruppe bei die-
sem Programm sind eindeutig Schulen, Oberschulen ab der 9. Klasse. Wer sich mit 
diesem Programm beschäftigt hat, kann durchaus Dinge erkennen, die man auch für 
ein Präventionsprogramm in Flüchtlingsunterkünften anwenden kann. Zweimal 45 Mi-
nuten werden Vorträge und Filme gezeigt. Man beginnt mit einer Filmsequenz, in der 
sehr beeindruckend Tatorte nach Messerattacken gezeigt werden, um die Menschen, 
die sich damit beschäftigen, die dabei sind, zu sensibilisieren, welch schreckliche Fol-
gen Messerangriffe haben können. 

Im zweiten Bereich wird die Motivation unter die Lupe genommen. Warum werden 
Messer mitgeführt? Warum werden Messer benutzt? Hier ist ja auch schon mehrfach 
angeklungen, dass wir uns auch damit beschäftigen, was dazu führt, dass Menschen 
in diesem Umfang bewaffnet auf die Straße gehen und auch relativ rücksichtlos von 
den Messern Gebrauch machen. 

Das Ganze wird mit Rollenspielen zur Verdeutlichung der Problematik weitergeführt. 
Es werden praktische Fälle gezeigt, wie man auf Konfliktsituationen anders als mit dem 
Einsatz von Messern reagieren kann. Es werden reale Fotos von Messertaten, die die 
Gefährlichkeit eines Messerangriffs untermauern und die Verletzlichkeit des Körpers 
verdeutlichen, gezeigt. Ein kleiner Stich mit einem ganz kleinen Messer kann tödlich 
sein, wenn man an der richtigen Stelle trifft. Dann kann ein Mensch innerhalb von we-
nigen Minuten verbluten. Das sind schon dramatische Folgen. 

Abschließend geht man dann auf die Tatfolgen, auf das Strafübel ein, welche strafpro-
zessualen und finanziellen Auswirkungen die Tat hat. Das Opferleid wird dabei auch 
betrachtet. Wie leben Tatbeteiligte und Angehörige mit dieser Situation? Wie wird das 
Leben da verändert? Da wird die emotionale Schiene bedient – das ist auch ein wich-
tiger Aspekt in diesem Konzept –, und Rollenspiele zu alternativen gewaltfreien Kon-
fliktlösungen werden angeboten. Learning by Doing kann man dazu sagen. Nicht nur 
theoretische Vermittlung, sondern dass die Menschen, die daran teilnehmen, sich in 
Rollenspielen Konfliktsituationen ausgesetzt sehen und erkennen können, dass man 
da auch anders reagieren kann als mit dem Einsatz von Messern. 
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Zum Ende sollen alle Beteiligten, wenn es optimal läuft, diese Erkenntnisse, diese Bot-
schaften, die sie gewonnen haben, im Bekannten- und Verwandtenkreis, im Freundes-
kreis weitertransportieren, damit dort auch das Bewusstsein geschärft wird. Ziel ist, 
bewusst auf das Mitführen eines Messers zu verzichten, da dadurch Menschen nicht 
nur lebensbedrohliche Verletzungen zugefügt, sondern auch Menschen getötet wer-
den können. 

Dieses Programm läuft, wie gesagt, in der evaluierten Form seit 2018. Ich wage mal 
die Prognose, wenn die Kolleginnen und Kollegen nicht davon überzeugt wären, wenn 
dieses Programm nicht funktionieren würde, wäre es nicht so lange am Start. Ich 
denke, es gibt hier eine große Zahl an Schnittmengen, die man auch für Präventions-
programme in Flüchtlingsunterkünften nutzen könnte, die man da entsprechend ein-
spielen könnte. Ein solches Programm muss vernünftig auf die Beine gestellt werden, 
auch unter Einsatz von Experten. Da hilft nicht eine schnelle Nummer nach dem Motto: 
„Wir schicken da mal eben zwei Bezirksbeamte rein, ein städtischer Mitarbeiter kommt 
mit und wir erzählen zwei, drei Sätze und gehen dann wieder.“ Ein in sich schlüssiges, 
umfassendes Konzept, ausgearbeitet von Experten unter Beteiligung der Polizei wäre 
sicherlich hier zielführend. 

Was die Umsetzung des Zehn-Punkte-Plans angeht, stellen wir fest, dass da viele 
sinnvolle Sachen aufgeschrieben sind. Im repressiven Bereich, in der praktischen Ar-
beit wird das eine oder andere umgesetzt. Waffenverbotszonen sind zum Beispiel ein-
gerichtet worden, Videoüberwachung ist ausgeweitet worden und, und, und. Wir ver-
missen aber hier im Bereich der Prävention die richtigen Schritte, die zielführenden 
Schritte. Da ist sicherlich deutlich Luft nach oben. 

Der Zehn-Punkte-Plan ist vor zwei Monaten veröffentlicht worden. Ich denke, wir soll-
ten da alle ein bisschen auf die Tube drücken, dass bei der Umsetzung Gas gegeben 
wird. 

Messergewalt in Flüchtlingsunterkünften. Nach den Zahlen, die uns vorliegen, ist dies 
in den Unterkünften verschwindend gering, aus den Gründen, die Sie auch gerade 
ausgeführt haben. Die Messergewalt spielt im öffentlichen Raum die zentrale Rolle, in 
den Unterkünften eher weniger. Die Zahlen sind sehr gering. 

Ein Lagebild für Nordrhein-Westfalen gibt es nicht, aber wir haben Lagebilder für Ge-
walt und Messerkriminalität. Wir als Polizei kommen mit diesen Lagebildern wirklich 
hervorragend klar. Daraus können wir alle wichtigen Erkenntnisse für unsere tägliche 
Arbeit gewinnen. 

Unsere Haltung zur Verschärfung durch Gesetzesänderung usw. haben wir in die Stel-
lungnahme aufgenommen, weil das ein Punkt ist, den man sicherlich beleuchten kann, 
zum Beispiel ob Tatbestände, die im Moment als Ordnungswidrigkeit eingestuft wer-
den, vielleicht in Richtung Straftat angehoben werden müssen, ob man Schulen ver-
pflichtet, uns mitzuteilen, wenn jemand Messer mitbringt und in der Schule damit auf-
fällt. Das wäre auch ein Ansatz, um evtl. Sanktionen folgen lassen zu können. Man 
müsste sich näher damit beschäftigen, was Sinn macht und was keinen Sinn macht. 
Das ist der Vollständigkeit halber mit in die Stellungnahme aufgenommen worden. 
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Schwerpunkt, davon sind wir als GdP sehr überzeugt, muss ganz klar die Prävention 
sein, dass wir alles dafür tun müssen, um solche Taten zu verhindern. 

Dieses Programm wird, wie ich gerade ausgeführt habe, auch an den Schulen in Berlin 
durchgeführt. Ich glaube, dass man davon viele Sache in Nordrhein-Westfalen anwen-
den könnte. Das war ja auch eine Frage, die Sie gestellt haben. Man könnte dieses 
Programm sicherlich an mehreren Orten für mehrere Zielgruppen sinnvoll nutzen. 

Andrea Salomon (Selbst & Bewusst): Sie hatten gerade nach konkreten Maßnah-
men gefragt. Ganz konkret möchte ich sagen: Konsequenz. Konsequentes Handeln 
und Konsequenzen für unerwünschtes Verhalten sind das, woran es aus unserer Sicht 
am meisten hapert. Das ist das, was wir bundesweit in unseren Schulungen feststellen. 

Wir sind ja sehr weit unterwegs. Da, wo ein konsequentes Handeln auf unerwünschtes 
Verhalten erfolgt, ist aus unserer Sicht am wenigsten Sprengstoff. Überall da, wo wirk-
lich auf einen Regelverstoß eine sofortige Konsequenz erfolgt, die auch nachvollzieh-
bar, transparent und fair für alle ist, werden diese Regeln breit akzeptiert. 

Führt das auch zur Einhaltung? Ich gebe ein Beispiel. Ich kann Sie sehr wohl dafür 
sensibilisieren, dass zu schnelles Fahren im Straßenverkehr lebensgefährlich sein 
kann, sowohl für Sie als auch für andere. Das gilt auch für Alkohol am Steuer etc. Sie 
sehen das ein, es ist auch alles gut und schön, aber heute kommt der große Tag, Sie 
haben es sehr eilig und Sie wissen, dass Ihr Zuschnellfahren keine Konsequenzen 
haben wird. Dann werden Sie trotz aller Sensibilisierung wahrscheinlich zu schnell fah-
ren, außer, Sie wissen, dass das den sofortigen Entzug Ihres Führerscheins zur Folge 
hätte. In dem Fall überlegen Sie es sich vielleicht doch. 

Rein von der menschlichen Psychologie her können wir sagen: Es gibt genau zwei 
Handlungsmotivatoren. Das eine ist: Ich möchte Freude erlangen. Das andere ist das 
Vermeiden von Schmerz. Der stärkere Motivator ist das Vermeiden von Schmerz. 

Also sprich: Belohnung oder Strafe. „Strafe“ hört sich immer so unerwünscht, so böse. 
an. Das meine ich nicht böse. Noch einmal: Es geht darum, dass wir uns als Gemein-
schaft an Regeln halten, die allen zugutekommen. Das sind ja keine Regeln, die ein-
fach nur dazu da sind, Leute zu drangsalieren, sondern diese Regeln haben einen 
Sinn. Von daher finde ich es auch nur recht und billig, dass diese Regeln konsequent 
umgesetzt werden. 

Das zeigen eben Länder, die das machen. – Ich möchte nicht vorgreifen, mein Kollege 
Herr Schenk wird dazu gleich etwas sagen. Fakt ist, dass ich persönlich beobachten 
konnte, dass es viele Menschen gibt, denen die Konsequenz ihres Messereinsatzes 
schnurzpiepegal ist, weil sie genau wissen, dass nichts passiert. Das sind keine Men-
schen, die aus Versehen ein Messer dabeihaben. Das gibt es natürlich auch. Aber 
sehr häufig haben wir eben Menschen, die Messer mitbringen und sagen, ich weiß 
genau, wofür ich das dabeihabe, und ich weiß auch genau, was ich damit erreichen 
will. Ich habe ein Ziel, und mit dem Messer komme ich leichter an mein Ziel. Da sie 
wissen, dass ihnen keine große Konsequenz droht, wird das so fortgeführt. 

Es gibt Länder, die das anders handhaben. Da gibt es eine Strafe auf dem Fuße. Wir 
können beobachten, dass in diesen Ländern diese Problematik einfach nicht besteht. 
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Von daher möchte ich Werbung dafür machen, transparente, klare Regeln vorzugeben 
und diese Regeln vor allem auch durchzusetzen. Vom Grundsatz her haben wir diese 
Regeln bereits, sie werden aber nicht durchgesetzt. Das heißt, wenn Sie da als Polizei 
auf der Straße stehen und gewisse Leute Ihnen ins Gesicht grinsen und sagen „Was 
wollen Sie denn machen?“, dann zeugt das eindeutig davon, dass die Regeln, die wir 
haben, nicht konsequent genug umgesetzt werden. Das ist meine persönliche Erfahrung. 

Sie hatten vorhin noch gefragt, was man mit den Hausordnungen machen kann. Wie 
der Kollege Herr Maatz gerade schon gesagt hat, ist die Messergewalt in den Unter-
künften eher nicht so dramatisch. Das ist tatsächlich eher im öffentlichen Raum. Aber 
in den Unterkünften wie auch in den Schulen kann man mit den Hausordnungen auch 
eine Ermächtigung des Personals vornehmen, gegebenenfalls auch mal mitgeführte 
Gegenstände zu kontrollieren, zum Beispiel mal in die Tasche reinzuschauen, ähnlich, 
wie Sie es gewohnt sind, wenn Sie auf ein Konzert gehen oder wenn Sie am Flughafen 
sind, und dass dann gewisse Gegenstände definitiv einkassiert werden. Dafür brauche 
ich aber gegebenenfalls eine Ermächtigungsgrundlage, und die fehlt. Die kann man 
sich aber über die AGBs, spricht über die Hausordnung, geben. 

Guido Schenk (Selbst & Bewusst eG): Danke, dass wir hier sein dürfen und dass 
wir unseren Beitrag zu diesem extrem wichtigen Thema leisten dürfen. Bevor ich noch 
ein paar Dinge zu den direkten Fragen sage, möchte ich drei, vier Punkte in den Raum 
werfen, a) zur Klarstellung und b) einfach zum Nachdenken.  

Erstens. Unser Name „Selbst & Bewusst“ hört sich relativ esoterisch an, das ist es aber 
gar nicht. Das sage ich deswegen, weil die Fraktion der Grünen gerade etwas von 
Praktikern gesagt und uns außen vor gelassen hat. Wenn man mal in unsere Vita 
guckt, wird man feststellen, dass vier von fünf Leuten, die hier sitzen einen polizeili-
chen Hintergrund haben, unter anderem wir beide, und zwar ziemlich lange. Ich war 
33 Jahre in unterschiedlichsten Positionen in der Polizei tätig, insbesondere auf der 
Leitstelle als Dienstgruppenleiter. Ich sage das deswegen, weil es bei der Beantwor-
tung der Frage in dem einen oder anderen Fall wichtig ist, dass man weiß, wovon man 
in dem Bereich spricht. 

Zur Klarstellung, weil es ausgangs im Vortrag über den Anteil der geflüchteten Men-
schen ging. Ich will das ein Stück weit relativieren: Wir müssen in der Sprache sauber 
bleiben. Wir reden hier von einem Vergleich im Gesamtkontext. Also, wenn wir eine 
Gesamtzahl nehmen, ist der Anteil der Geflüchteten im Verhältnis zu den Menschen 
im Allgemeinen, die solche Taten begehen, höher. Das heißt aber nicht, dass das die 
überwiegende Mehrzahl ist. Das ist wichtig, klar zu benennen. 

Eine dritte Sache, die ich feststellen will: Ich will infrage stellen, ob der Anteil in Flücht-
lingsunterkünften, was Messergewalt angeht, wirklich so gering ist. Ich behaupte eher, 
vieles kommt gar nicht erst zum Vorschein. Das heißt, wir können die Dunkelziffer dort 
nicht erforschen. Aber wenn man sich mit der Materie beschäftigt, dann weiß man, 
dass in gewissen Kulturkreisen vieles unter sich geregelt wird. Das heißt, was kriegt 
die Polizei tatsächlich mit? Und wenn man dann guckt, was so eine Flüchtlingsunter-
kunft meldet, ist das noch mal eine andere Geschichte. Das muss man alles in Relation 
setzen. 
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Als letzten Punkt möchte ich die Präventionskampagne aus Berlin seit 2018, die Herr 
Maatz angesprochen hat, erwähnen. Die hört sich super an. Ich bezweifle ein biss-
chen, dass die wirklich funktioniert. Denn wir sprechen in diesem Jahr von der höchs-
ten Zahl an Messerangriffen. Das heißt, irgendwo muss man anhand von Daten er-
kennen können, dass die Zahlen heruntergehen. Mir ist das zumindest nicht bekannt, 
vielleicht wissen Sie es, Herr Maatz. Ich jedoch nicht. Mir ist keine Zahl von Berlin 
bekannt, die sagen kann, dass die Zahl im Vergleich zu den Vorjahren aufgrund der 
Präventionskampagne nach unten gegangen ist. Ich glaube, das ist eher so eine ge-
fühlte Vermutung, aber keine faktische Zahl. Ich bezweifle das ein wenig. 

Zu den konkreten Fragen. Sie haben die Ausführungen in unserer Stellungnahme, 
dass Länder wie Dubai, Singapur etc. damit relativ wenig bis gar nichts zu tun haben, 
angesprochen. Frau Salomon hat gerade ja schon mal versucht, zu erklären, dass die 
Repression auch ein Teil der Präventionsarbeit sein kann. Nehmen Sie das bitte nicht 
despektierlich, aber manchmal denke ich, wenn ich in so einem Gremium sitze wie hier 
und höre, wir müssen die Menschen sensibilisieren, wir müssen denen mal beibringen, 
dass das Messer gefährlich ist“, dann denke ich immer, Sie sprechen von Menschen, 
die vom Mond kommen oder die noch nie gewusst haben, was so ein Messer anrichten 
kann. Ich behaupte, dass circa 95 % der vergangenen Täter genau wussten, was sie 
getan haben. 

Noch einmal: Da spreche ich nicht nur über Geflüchtete, sondern ich spreche grund-
sätzlich über Menschen, die schwere Gewalt gegen andere Personen ausüben, das 
sind nicht nur Geflüchteten, es gibt auch einen Anteil Deutscher und anderer Länder 
genauso. Sensibilisierung und Präventionsmaßnahmen sind im Zusammenhang mit 
Sicherheit extrem wichtig! Prävention ist extrem wichtig. Aber die Frage ist immer, wie 
man das angeht. 

Dubai, Singapur etc. zeigen zum Beispiel, dass das klare Aufzeigen und das konse-
quente Einhalten von Regeln, unabhängig des Herkunftslandes, egal, welche trauma-
tischen Vorerfahrungen, welche Sozialisierung man hat, das ist, was Deutschland hier 
als Zeichen setzen muss. 

Die Erfahrung in den Ländern Singapur und Dubai zeigt – ich weiß nicht ob Sie in 
diesen Ländern schon mal waren; ich war da –, immer, wenn ich in diese Länder fliege, 
weiß ich ganz genau: Du hältst dich hier am besten an die Regeln. Wenn du dich hier 
nicht an die Regeln hältst, bist du relativ schnell wieder aus diesem Lande verschwunden. 

Das zeigt eigentlich, dass das auch eine super Präventionsarbeit ist. Deswegen möchte 
ich das in den Ring werfen, dass Repression nicht immer mit der Keule auf den Kopf 
bedeutet, sondern auch wirklich ein wichtiges Instrument der Präventionsarbeit sein 
kann. Wenn ich ganz ehrlich bin, ist es meiner Meinung nach sogar das Nonplusultra. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich möchte Sie bitten, zum Ende zu kommen. 

Guido Schenk (Selbst & Bewusst): Es wurde noch nach den Statistiken gefragt. 
Auch wir kennen keine anderen Statistiken im Land Nordrhein-Westfalen, halten diese 
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sowie die Lagebilder und auch die polizeiliche Kriminalstatistik aus unserer Erfahrung 
heraus für völlig ausreichend, um die richtigen Schlüsse daraus zu ziehen. 

Habe ich noch etwas vergessen? 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Dann können Sie es in der zweiten Runde noch mal 
aufgreifen. Die Abgeordneten sind es auch gewohnt, Fragen noch einmal mit anderen 
Worten zu stellen, wenn sie die passende Antwort nicht bekommen haben. Das be-
kommen wir hin.  

Marc Lürbke (FDP): Ich bin fast geneigt, zu sagen, hier werden Regeln konsequent 
durchgesetzt. – Ganz herzlichen Dank für Ihre Antworten. Ich habe natürlich noch ein 
paar Nachfragen, würde direkt aber auch bei Frau Salomon und Herrn Schenk starten. 
Vielleicht vorweg kurz zur Einordnung: Sie sagten, wenn Sie in so einem Gremium 
sind, warum geht es nur um Flüchtlingsunterkünfte?  

Wir sitzen hier im Integrationsausschuss. Viele von uns sind natürlich auch Mitglieder 
im Innenausschuss. Da diskutieren wir vielleicht die Fragestellung ein bisschen an-
ders, aber dieser Antrag richtet sich gezielt auf die Frage der Flüchtlingsunterkünfte, 
ob wir da einen Hebel haben, ob wir da ansetzen müssen, weil sich vielleicht auch da 
besondere Chancen der Prävention ergeben. Deswegen ist das hier besonders her-
vorgehoben. Aber Sie haben natürlich recht, dass wir da in der Sprache sauber bleiben 
müssen.  

Sie sagten gerade: Konsequentes Handeln, Strafe auf den Fuß. – Dann werden wir 
alle mal nicken. Da ist dann meine Frage, die ich nicht nur an Sie, sondern an alle 
Experten richte: Sehen Sie das in Nordrhein-Westfalen gegeben? Erfolgt in Nordrhein-
Westfalen die Strafe auf den Fuß angesichts von 250.000 offenen Ermittlungsverfah-
ren, 300 fehlenden Staatsanwälten in der Justiz, die oftmals nicht hinterherkommen? 
Wo ist der Flaschenhals? Was muss gemacht werden? Wo sollte man Ihrer Meinung 
nach ansetzen?  

Nächste Frage: Herr Hülsbeck, Sie sprachen von einem modularen Ansatz. Das ist 
sicherlich richtig. Sie sprachen auch die Ressourcen an. Gibt es aber auch rechtliche 
Schwierigkeiten, um das miteinander zu verzahnen? Das klang gerade bei Herrn 
Maatz ein wenig durch. Vielleicht könnte dazu noch einer von Ihnen etwas sagen, wo 
man rechtlich ansetzen könnte, um Dinge zu vereinfachen bzw. zu optimieren?  

Herr Hülsbeck sagte auch, dass die Bündelung wichtig sei. Haben Sie dazu einen kon-
kreten Vorschlag, was man in Nordrhein-Westfalen machen kann? Muss man alle zu-
sammenbringen? Wie kann man das bündeln?  

Wenn ich darf, hätte ich noch eine Frage an Herrn Maatz von der GdP, Stichwort „Lan-
deshaushalt – Präventionsmittel werden gekürzt.“ Sie sagen, da wäre noch Luft nach 
oben. Wie geht das eigentlich zusammen?  

Peter Blumenrath (CDU): In der zweiten Runde will ich die Gewerkschaft der Polizei 
fragen. Sowohl in Ihrer Stellungnahme als auch gerade in Ihren mündlichen Ausfüh-
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rungen haben Sie angedeutet, dass ein ganzheitliches Konzept von Nöten wäre. Kön-
nen Sie konkreter auf die Bereiche Prävention eingehen? Mich interessiert aber auch 
Gesetzgebung und Ausstattung der Polizei bei diesen Fragen. Sie sprachen eben von 
der Waffenverbotszone und von ein, zwei anderen Maßnahmen. Wie bewerten Sie 
das Gesamtmaßnahmenpaket, was die Landesregierung geschaffen hat und auch die 
Frage: Erwarten Sie denn aus Berlin noch mehr Rückendeckung bei der Frage, was 
denn Sicherheitskräfte tun können?  

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Herr Baran hat signalisiert, keine weiteren Fragen 
zu haben.  

Gönül Eğlence (GRÜNE): Ich habe noch zwei Fragen, und zwar an die Herren vom 
BDK und der GdP. Sie sprechen sich beide in Ihren Stellungnahmen dafür aus, dass 
es mehr Kooperationen geben muss. Die GdP spricht von integrativen Maßnahmen, 
wenn ich das richtig in Erinnerung habe, der BDK in eine ähnliche Richtung.  

Deshalb meine Frage: Was gibt es bereits in dieser Richtung? Haben Sie schon gute 
Erfahrungen mit gemeinsamen Auftritten wie sozial Arbeitenden oder anderen Kons-
tellationen gemacht?  

Meine weitere Frage geht an Herrn Gesing von IFAK. Sie sprechen in Ihrer Stellung-
nahme von „Maßnahmen zur Gewaltprävention“ und von „tagesstrukturierenden Maß-
nahmen“. Vielleicht können Sie das noch ein wenig ausführen, was Sie sich genau 
darunter vorstellen. Was ist bereits möglich, was würden Sie sich wünschen, wenn Sie 
könnten?  

Was mich brennend interessiert: Gibt es einen Prozess für Sie als Präventionsmaß-
nahmenträger, der ja nicht Sicherheitsbehörde ist, wenn Sie Gefahr in Verzug erken-
nen? Wie sieht der aus? 

Markus Wagner (AfD): Frau Salomon, Herr Schenk, Sie haben in Ihrer Stellung-
nahme Gründe genannt, warum Menschen mit Migrationshintergrund insbesondere im 
Phänomenbereich Messergewalt überrepräsentativ vertreten sind. Dazu haben Sie Ar-
mut, geringe Bildung, kriminelle Freundeskreise, eigenes Gewalterleben, psychische 
Belastung, gewaltverherrlichende Männlichkeitsnorm genannt. Ich möchte jetzt 
noch hinzufügen: Andere Konfliktlösungsstrategien.  

In der letzten Woche gab es eine Anhörung im Innenausschuss. Da hat der Sachver-
ständige Dr. Ralph Ghadban darauf hingewiesen, dass es die klare Tendenz gibt, 
wenn Zuwanderergruppen besonders stark in einem neuen Land vertreten sind, dass 
die Tendenz besteht, sich soziokulturell im neuen Land so einzurichten, dass man 
möglichst nah an sein Herkunftsland kommt. Vor dem Hintergrund, dass in bestimmten 
Kulturen das Tragen von Messern einen Mann erst zum Mann macht, sei es in Afgha-
nistan oder auch in anderen Ländern im Nahen Osten, und ich gleichzeitig sehe, dass 
der Drang besteht, sich soziokulturell so einzurichten, dass man dem Herkunftsland 
möglichst nahe kommt, auch in seinem neuen Land, stellt sich mir die Frage, welche 
Möglichkeiten wir haben, die Zuwanderergruppen so zu beeinflussen, dass dieses 
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soziokulturelle Angleichen an das Herkunftsland weniger stark ausgeprägt ist. Haben 
Sie dazu irgendwelche Vorschläge? 

Der zweite Punkt: Wir haben im Bereich der Clankriminalität den KIAS-Abschlussbe-
richt, in dem es heißt, dass aufenthaltsbeendende Maßnahmen generalpräventive Wir-
kungen haben. Wenn ich Sie in Ihrer Stellungnahme richtig verstanden habe, dann 
sind die Konsequenzen, die Sie angesprochen haben, eben auch im Rahmen von auf-
enthaltsbeendenden Maßnahmen zu sehen, leider vor dem Hintergrund, dass über die 
Hälfte der Abschiebungen scheitern. Wie kann man das verbessern? Das ist vielleicht 
eine Frage, die Sie gar nicht beantworten können. Aber man müsste es wahrscheinlich 
verbessern.  

Meine dritte Frage richtet sich an Herrn Maatz: Sie fordern ein täterbezogenes Prä-
ventionskonzept. Mir ist nur nicht ganz klar geworden, was Sie sich genau darunter 
vorstellen. Vielleicht können Sie mir das noch einmal erläutern.  

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Wir beginnen die nächste Antwortrunde wieder mit 
dem BDK. Herrn Hülsbeck, bitte.  

Hans Hülsbeck (Bund Deutscher Kriminalbeamter): Ich versuche, das in der Kürze 
der Zeit zu beantworten und fange mit dem an, was Herr Lürbke gesagt hat: Ist es 
überhaupt möglich, in NRW diese Konsequenzen so schnell umzusetzen? Das hat der 
BDK schon mehrfach in verschiedenen anderen Ausschüssen und Stellungnahmen 
geschrieben und ist mit einem schlichten „Nein“ zu beantworten.  

Die offenen Ermittlungsverfahren sind das eine. Die fehlenden Personalressourcen 
insbesondere bei der kriminalpolizeilichen Sachbearbeitung und bei der Expertise 
auch aufgrund der Ausbildung sind das andere. Wir haben schlichtweg zu wenig Er-
mittlerinnen und Ermittler, Kriminalbeamte. Wir haben zu wenig Erkennungsdienstbe-
amte, die die Tat auch tatsächlich aufnehmen können. Hier werden Abstriche gemacht. 
Natürlich, Kapitaldelikte werden hervorragend aufgenommen. Wenn es aber – in An-
führungszeichen – „nur“ um eine gefährliche Körperverletzung irgendwo im öffentli-
chen Raum geht, können wir froh sein, wenn am Anfang noch Bilder gemacht werden. 
Hier kann ein professioneller Erkennungsdienst in der Regel gar nicht herausfahren. 

Gleiches hören wir aber auch von den Kollegen der Gewerkschaft aus der Justiz. Auch 
die Justiz ist vollkommen überlastet. Hier muss dringend nachgefordert werden. Von 
daher: Konsequenzen wären wichtig, wären notwendig, sind aber zurzeit nicht umzu-
setzen. 

Allerdings – und hier sind wir wieder bei einer Möglichkeit, die wir haben, das haben 
wir auch in unserer Stellungnahme erwähnt – haben wir in NRW ein bewährtes Kon-
zept. Das sind die Häuser des Jugendrechts, das sind die Intensivtäterkonzepte. Da 
geht es. Da sitzen unterschiedliche Probanden, unterschiedliche Akteure der verschie-
denen Professionen zusammen, entweder am runden Tisch, in Fallkonferenzen oder 
tatsächlich in immer wiederkehrenden, anlassunabhängigen und anlassbezogenen 
Themenbildungen. Da geht das. 
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Da hat man allerdings das Problem, das ist auch Ihre zweite Frage, Herr Lürbke, wo 
die rechtlichen Grenzen sind. Natürlich: Die Polizei hat Strafverfolgungszwang. Sitze 
ich in einer solchen Fallkonferenz und höre von einem anderen Probanden, dass da 
etwas war, bin ich verpflichtet, eine Strafanzeige zu erstatten. Das muss vollkommen 
klar sein. Das heißt, die unterschiedlichen Rollenverständnisse müssen leider noch 
mal erklärt werden und zwar immer wieder sowohl den Kolleginnen und Kollegen als 
auch den anderen Mitakteuren. Das ist aber ganz einfach. 

Damit komme ich zu den Erfahrungen: Die haben wir gemacht. Gemeinsame Auftritte. 
Wir haben im Landeskriminalamt ein Symposium unserer kriminalistisch-kriminologi-
schen Forschungsstelle geführt. Auch dort war Streetwork vertreten. Franco Clemens, 
ein ambulanter Streetworker aus Köln, gleichzeitig Leiter von mittlerweile zwei Flücht-
lingsunterkünften und Leiter vom Sinti- und Roma-Zentrum – MaroTiknoTem heißt es – 
hier in Düsseldorf, also ein hochqualifizierter Mensch, der weiß, was draußen auf der 
Straße los ist. Auch er hat genau das gesagt, was wir eben gesagt haben: Wir müssen 
zusammenarbeiten. Und wenn es zu aktiven Unterrichtsinhalten kommt, wo Fälle sind, 
dann muss die Polizei halt den Raum in dem Moment verlassen. Sie hat aber im Vor-
feld schon ihre Botschaften gebracht, was möglich ist, was möglich sein könnte und 
was möglich sein müsste. Das muss einfach nur klar geregelt werden. Das ist in den 
Intensivtäterkonzepten, in Fallkonferenzen, geregelt. 

Wie wir es machen? Wir müssen auf die Evaluationen schauen. Wir schauen sehr oft 
auf Wissenschaft und Forschung. Ich möchte da Professorin Kriminologin Gina Wollin-
ger und Herrn Dr. Kersten zitieren, die insbesondere gesagt haben: Je mehr wir auf 
eine Bewaffnung, auf Messer, fokussieren, umso mehr kann es durchaus sein, dass 
die Bewaffnung danach höher wird. – Okay, nehme ich kein Messer mit, dann nehme 
ich eine andere Waffe mit. 

Das zeigt im Übrigen auch die Evaluation vom Konzept „Messer machen Mörder“ aus 
Berlin. Vier von fünf Tätern, die sowieso schon immer ein Messer mitgeführt haben, 
haben gesagt: Okay, nehme ich kein Messer mehr mit, nehme ich eine Waffe mit. Das 
kann nicht Sinn und Zweck eines modularen Konzepts sein. 

Wir haben hier ein Beispiel aus Baden-Württemberg. Baden-Württemberg ist in der 
Kommission Polizeiliche Kriminalprävention zuständig für den Bereich Kinder- und Ju-
gendkriminalität. Das ist genau dieses modulare Konzept, von dem ich eben gespro-
chen habe. Hier sind Pädagogen mit dabei. Die Polizei ist dann nicht dabei, wir können 
keine Pädagogik. Hier ist die Kriminalpolizei dabei, die ihre kriminalpolizeilichen Prä-
ventionshinweise und Ideen, insbesondere auch rechtliche, weitersagt, aber auch 
Streetworking, und zwar jeder in seinem Modul, jeder in seiner Profession, um das 
Ganze dann hinterher von der Pädagogik aufzuarbeiten. Spielen wir das auf Flücht-
lingsheime herunter, wären genau diese Probanden auch da, plus Spezialisten, wie 
sie hier auch vor Ort sind. 

Alexander Gesing (IFAK – Verein für multikulturelle Kinder- und Jugendhilfe):
Bevor ich die konkreten Fragen beantworte, möchte ich kurz einen Nachschlag zu 
meiner ersten Antwort machen. Wir haben ja schon darüber gesprochen, dass es ver-
schiedene Ursachen für Gewaltbereitschaft gibt. Gerade wurde auch ausgeführt, dass 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 18 - APr 18/726 

Integrationsausschuss 05.11.2024 
27. Sitzung (öffentlich) wir 

es eine bestimmte Art von Männlichkeitskonzepten gibt. Das Alter spielt eine Rolle 
genauso wie bestimmte soziodemografische und sozioökonomische Faktoren. Ich 
habe den Eindruck, dass es eigentlich Konsens ist, dass es bestimmte Ursachen für 
eine Gewaltbereitschaft gibt. 

Das ist im Grunde das, was ich unter den Strich setzen möchte, dass man sieht, wenn 
wir uns diese Faktoren angucken, wo wir ansetzen sollten. Das können wir über ver-
schiedene Sensibilisierungsmaßnahmen machen. Ich möchte nicht in Abrede stellen, 
dass Repression auch ein wichtiges Mittel in diesem ganzen Konstrukt sein kann und 
sein sollte. Dennoch möchte ich hier die Lanze dafür brechen, dass wir diesen Men-
schen, die potenziell gewaltbereit sind, im Vorfeld – da gehe ich voll und ganz mit dem 
Antrag mit – frühzeitig unter die Arme greifen müssen, sie unterstützen müssen, ihnen 
frühzeitig Präventionsmaßnahmen, aber auch Unterstützung in ihrem Ankommen und 
ihrer Integration hier geben müssen. 

Das, da mache ich jetzt das ganz große Fass auf, ist im Grunde eine gesamtgesell-
schaftliche Entscheidung, inwiefern wir Menschen, die nach Deutschland kommen, 
hier aufnehmen wollen, welche wir nicht aufnehmen wollen, welche wir abschieben 
wollen, und welche dann tatsächlich bei uns bleiben dürfen. Und die, die dann abge-
schoben werden sollen – das haben wir ja jetzt auch schon diskutiert –, sollten nicht 
irgendwo im System hängen, sondern denen sollte dann auch, wenn es zu der Ent-
scheidung kommt, eine schnelle Perspektive in einem anderen EU-Land etc. gegeben 
werden, und denen, die hierbleiben, sollte viel schneller eine Perspektive hier in 
Deutschland geboten werden. Das ist, Stand heute, eben nicht gegeben. 

Wir haben immer noch eine viel zu lange Verweildauer in den Unterkünften. Die Ge-
flüchteten haben sehr lange nicht die Möglichkeit, hier in Arbeit zu kommen, für sich 
eine Perspektive zu entwickeln und aufzubauen. Eine Perspektivlosigkeit, eine feh-
lende Tagesstruktur ist am Ende auch das, was eine unglaubliche Unzufriedenheit 
auslösen kann und definitiv eine Gewaltbereitschaft unterstützt, wenn nicht sogar aus-
lösen kann. 

Das sehen wir in unserer täglichen Arbeit: Wenn die Menschen eine Perspektive be-
kommen, wenn sie die Chance bekommen, zu arbeiten, sich hier nützlich zu machen, 
für sich eine Perspektive in Deutschland zu entwickeln, dann ist das tatsächlich nach 
unserer Erfahrung die beste Prävention vor Gewaltbereitschaft. 

Zu den tagesstrukturierenden Maßnahmen: Wir sehen, dass in vielen Unterkünften – 
da muss ich auch wirklich eine Lanze für die vielen wirklich engagierten Mitarbeitenden 
in den Unterkünften, die häufig einfach aufgrund der geringen Personaldecke an ihrer 
Kapazitätsgrenze arbeiten, brechen – schon sehr viel durch verschiedenste Angebote 
für die Bewohnerinnen und Bewohner getan wird. Letztendlich bleibt es aber dabei, 
dass die Bewohner einfach nicht in geregelte Arbeit gehen dürfen, dass sie immer 
noch häufig in den Tag hineinleben und ihnen noch zu wenig geboten wird. Ich würde 
mir wünschen, dass sie die Möglichkeit erhalten, schon viel früher noch viel mehr In-
tegrations- und Sprachangebote zu bekommen, damit sie, wenn sie dann aus der Un-
terkunft herauskommen und in die Kommune wechseln, vielleicht schon an einem 
ganz anderen Punkt sind, sich hier einleben zu können und sich zu integrieren. 
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Da finde ich die Angebote, die bisher durch die Unterkünfte vorgelebt werden, gut. 
Aber die müssen definitiv noch ausgebaut werden. Ich weiß, dass alles, was ich hier 
jetzt gerade fordere und was ich mir wünsche, mit hohem finanziellem Aufwand ver-
bunden ist. Aber, ich sage das noch einmal: Das ist eine Entscheidung, die die Gesell-
schaft als Ganzes treffen muss, und dann muss sie diesen Kraftakt stemmen und das 
mit entsprechenden finanziellen Maßnahmen unterfüttern. 

Zu der dritten Frage von Frau Eğlence, zu dem Prozess der Meldung von gefahrenre-
levanten Sachverhalten. Wir werden als Beratungsstelle durch das Bundesamt für Mig-
ration und Flüchtlinge und durch das MKJFGFI NRW gefördert und haben über die 
Ministerien die Auflage, nach einem Übermittlungsleitfaden zu arbeiten, den wir in den 
Fällen konsequent anwenden. Die Mitarbeitenden sind alle sicherheitsüberprüft nach 
der SÜ1, und wir arbeiten nach diesem Ermittlungsleitfaden und überprüfen jeden Fall. 
Soweit sich dann die Notwendigkeit ergibt, dass wir Fälle an die Sicherheitsbehörden 
melden müssen, tun wir das auch, und zwar in Absprache mit den Betroffenen bzw. 
den ratsuchenden Menschen, die wir dann auch beraten.  

Michael Maatz (Gewerkschaft der Polizei): Zu der Frage, ob die Strafe auf dem Fuß 
folgt, ein klares Nein, aus den Gründen, die auch gerade schon genannt wurden. Die 
Kolleginnen und Kollegen in den Ermittlungskommissariaten, aber auch bei der Justiz, 
sind hoffnungslos überlastet. Wir haben also gar nicht die Chance, diese Verfahren so 
zeitnah abzuschließen, dass noch ein Zusammenhang zwischen Tatbegehung und ei-
ner möglichen Verurteilung erkennbar ist. 

Viele Verfahren werden auch eingestellt. Da ist sicherlich Verbesserungsbedarf er-
kennbar. Das kann in einer gemeinsamen Arbeitsgruppe zwischen Innenministerium 
und Justizministerium sicherlich aufgearbeitet werden, was man da anders und besser 
machen kann. So, wie es bisher läuft, ist es sicherlich nicht gut. 

Was die Frage der Ressourcen angeht: Wenn wir ein solches Präventionsprogramm 
gestalten und umsetzen wollen, brauchen wir natürlich die entsprechenden Möglich-
keiten, beginnend beim Personal. Die Polizei ist personell in den letzten Jahren – dan-
kenswerterweise, muss man sagen – aufgerüstet worden. Die Fehler der Vergangen-
heit sind bereinigt worden. Dafür sind wir total dankbar und hoffen, dass dieser Trend 
in den nächsten Jahren fortgesetzt wird. 

Gleichwohl nehmen die Aufgaben, die wir zu bewältigen haben, immer mehr zu wie 
beispielsweise Großeinsätze und Ähnliches, gerade auch im Bereich der Direktion K. 
Die Arbeit wird nicht weniger, sie wird immer mehr. Der Umfang von Ermittlungsver-
fahren ist viel komplizierter zu bewerkstelligen, als es früher der Fall war, sodass wir 
natürlich für solche Dinge auch das nötige Personal brauchen. Das sollten dann schon 
Kolleginnen und Kollegen sein, die für diese Bereiche entsprechend gut vorbereitet 
und gut geschult sind, die genau wissen: Wo muss ich anpacken, und wie muss ich es 
angehen, um ein solches Programm erfolgreich umsetzen zu können? 

Wir brauchen Dolmetscher. Das kostet auch den einen oder anderen Euro, und sicher-
lich nicht nur einen. Es gibt verschiedene Nationalitäten in diesen Unterkünften. Das 
muss alles geregelt werden, und wir brauchen natürlich entsprechende Technik, um 
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Vorträge halten zu können, um Sachen zu visualisieren usw. Ohne die entsprechen-
den Ressourcen kann dieses Programm nicht funktionieren.  

Wenn man sich den Landeshaushalt aktuell ansieht – die Beratungen laufen ja gerade 
noch –: Der Titel „Schutz und Prävention für Kinder und Jugendliche“ ist für den Haus-
halt 2025 um knapp 1 Million gekürzt worden. Wenn man solche Sachen wirkungsvoll 
angehen möchte, braucht man eher mehr als weniger. Das passt nicht zusammen. Ich 
kann nur an alle appellieren, die an diesen Beratungen in irgendeiner Form beteiligt 
sind, noch einmal nachzuhaken, welche Möglichkeiten es gibt, um im Bereich Präven-
tion vielleicht weitere Mittel zur Verfügung zu stellen. 

Rückendeckung aus Berlin. Eine bundeseinheitliche Herangehensweise wäre gut. 
Man muss abwarten, wie die entsprechenden Gespräche laufen. Dieses Problem hat 
Nordrhein-Westfalen nicht allein, alle Bundesländer sind irgendwo betroffen. Es wäre 
schön, wenn wir da einen ganzheitlichen, bundesweiten Ansatz hätten, der von allen 
mitgetragen und umgesetzt wird. 

Mehr Kooperation kann ich nur begrüßen. Wir haben Ordnungspartnerschaften, die in 
einigen Bereichen sehr gut funktionieren und sehr erfolgreich sind. Es bietet sich auch 
hier an, wenn wir diese Dinge angehen wollen, dass wir mit mehreren Behörden zu-
sammenarbeiten und gemeinsam ein Konzept erarbeiten, wo die Experten zusammen-
kommen. Das wäre sicherlich ein erfolgversprechender Ansatz. 

Täterbezogenes Präventionsprogramm. Damit ist gemeint, dass wir uns insbesondere 
mit den Tatverdächtigen beschäftigen. 47,9 % der Tatverdächtigen sind unter 21 Jah-
ren, 45 % sind Nichtdeutsche, bei einem Anteil von 16 % der Gesamtbevölkerung. 
82,4 % der Opfer, darauf muss man auch einen Blick werfen, sind männlich. Es spielt 
sich also irgendwo im Bereich „Jugendliches Imponiergehabe“ zwischen männlichen 
Tätern und Opfern ab. Das ist deutlich erkennbar. 

Besorgniserregend ist ein deutlicher Anstieg bei Kindern und Jugendlichen. Da explo-
dieren die Zahlen. Das sollte uns alle sehr, sehr nachdenklich machen, wenn Kinder 
und Jugendliche in dem Umfang schon mit Messern bewaffnet auf die Straße gehen 
und von den Messern auch Gebrauch machen. 

Wir müssen uns daher genauer ansehen, mit wem wir es hier zu tun haben und wie 
wir am besten an diese Zielgruppe herangehen. 

Abschließend möchte ich Sie ermutigen, diesen Antrag zu verfolgen. Wir haben in der 
Vergangenheit mit Präventionsprogrammen – „Riegel vor“, „Kurve kriegen“ sind zwei 
Beispiele, die ich hier aufführen möchte – in Nordrhein-Westfalen gute Erfolge erzielt. 
Ich bin sicher, wenn wir dieses Programm, diesen Antrag der FDP ernst nehmen, kann 
auch hier sicherlich ein erfolgreiches Ergebnis am Ende stehen. 

Es ist ein neuer Ansatz. Mir ist nicht bekannt, dass wir einen solchen Ansatz „Präven-
tionskonzepte in Flüchtlingsunterkünften“ in der Vergangenheit schon mal verfolgt hät-
ten. Ich denke, dieser Antrag ist es wert, verfolgt zu werden. Wir versuchen, da einen 
Fuß reinzukriegen, um Besserung zu erreichen. Wenn es nicht klappt, kann man im-
mer noch sagen, okay, war einen Versuch wert. Aber ich bin persönlich sehr davon 
überzeugt, dass wir am Ende ein gutes Ergebnis dabei erreichen werden. Prävention 
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ist wichtig. Nicht nur in dem Bereich, sondern in vielen Bereichen der Kriminalitätsbe-
kämpfung. Wenn wir da erfolgreich sind, gehen die Fallzahlen runter. Das entlastet 
auch die Arbeit der Kolleginnen und Kollegen in der Direktion K. 

Abschließend zu den Zahlen. Zu dem Projekt „Messer machen Mörder“ in Berlin gibt 
es keine Zahlen, das ist richtig. Aber ich habe natürlich mit den Kolleginnen und Kol-
legen in Berlin, die sich damit beschäftigen, im Vorfeld gesprochen. Die sagen, wenn 
wir es nicht machen würden – davon sind wir zutiefst überzeugt –, hätten wir noch 
höhere Fallzahlen, als wir die ohnehin schon haben. Ich glaube, da ist viel Wahrheit 
dran. 

Andrea Salomon (Selbst & Bewusst): Gerade wurde angesprochen: Jetzt kommen 
Menschen zu uns und die verfallen, na klar, in ihre Gewohnheiten, wie sie es von zu-
hause kennen, oder sie tummeln sich in Gegenden, wo sich sehr viele Leute zusam-
mentun, die aus einem Herkunftsland kommen. Ich finde, das ist normal. Das würden 
wir nicht anders machen, wenn wir in ein fremdes Land flüchten, dass wir uns mit 
Menschen umgeben, die zum Beispiel die gleiche Sprache sprechen, gleiche Bräuche 
oder Sitten pflegen. Das persönlich finde ich überhaupt nicht bedenklich. Das gibt, 
ganz im Gegenteil, ein bisschen Bodenhaftung. 

Aus meiner Erfahrung ist es halt so, wenn jetzt hier Leute reinkommen – wir haben 
über einen bestimmten Täterkreis gesprochen, der in der Hauptsache männlich und 
irgendwo im Bereich von 16 bis 35 Jahre alt ist –, dann haben die ja schon ein paar 
Lebensjahre auf dem Buckel. Die kommen jetzt hier her, nachdem sie vielleicht 20 
Jahre in einem anderen Land sozialisiert wurden. Wenn die jetzt hierhinkommen, kön-
nen wir das nicht mal eben revidieren, rückgängig machen oder die Sozialisation per 
Knopfdruck ändern. Dieser Prozess ist eigentlich zu lang. 

Deswegen möchte ich wieder dafür werben, an einem erfolgreichen Modell zu lernen. 
Das könnte unter anderem Dubai sein. Dort haben wir eine Ausländerquote von 80 % 
und auch Gegenden, wo zum Beispiel hauptsächlich Pakistani wohnen, Gegenden, 
wo hauptsächlich Europäer wohnen, und die leben alle friedlich unter einem Dach. 
Warum ist das so? Weil die Chance, erwischt zu werden, ultrahoch ist, und weil man 
sofort, aber auch sofort, eine Konsequenz auf dem Fuße hat, und zwar eine sehr un-
angenehme Strafe. 

Das heißt, die kommen dorthin und haben eine gewisse Absicht. Sie möchten sich da 
vielleicht in irgendeiner Form niederlassen. Dieses Ziel wird ihnen durch ihre uner-
wünschte Handlung sofort verbaut. Sie kommen damit definitiv nicht an ihr Ziel. In ge-
nau diese Richtung könnten wir auch gehen, das heißt, mit unseren bestehenden Ge-
setzen, insbesondere aufenthaltsbeendende Maßnahmen, könnten wir den Aufenthalt 
konsequent sofort beenden und die rauszuschmeißen. 

Wenn Sie sich mal vorstellen, Sie geben zuhause eine Party. Sie laden irgendwelche 
Leute ein, und dann kommt einer und rempelt andere Leute an, beklaut Sie, zerstört 
Ihr Eigentum. – Sie würden den dann auch nicht dafür sensibilisieren, dass das unan-
genehm ist. Das weiß der. Sie würden den am Kragen packen und rausschmeißen, 
und genau darauf möchte ich hinaus: Die Leute, die so etwas machen, wissen in der 
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Regel, was sie tun. Das heißt, ein „normaler“ Mensch – das „normal“ ist bitte in Anfüh-
rungsstriche zu setzen –, der bei uns sozialisiert worden ist, setzt kein Messer ein. Der 
ist nicht in der Lage, ein Messer einzusetzen. Das sehen wir in unseren Schulungen, 
wenn wir über Selbstschutz sprechen. Da könnten wir im Rahmen der Notwehr dem 
einen oder anderen auch ein Messer in die Hand drücken und sagen: Das ist rein 
rechtlich im Rahmen der Notwehr abgedeckt. – Aber diejenigen könnten das gar nicht 
einsetzen, weil das deren Hemmschwelle nicht hergibt. 

Das heißt, wir haben hier Menschen, deren Hemmschwelle das hergibt. Das werden 
wir nicht ändern. Das Einzige, was wir machen können, wäre, zu sagen: Wenn du das 
machst, wirst du dein Ziel definitiv nicht erreichen, weil du sofort rausfliegst, unter an-
derem. Das wird sich nicht von jetzt auf gleich umsetzen lassen, aber ich möchte dafür 
werben, wie Herr Schenk gerade schon sagte, Repression als Teil der Prävention zu 
betrachten und einfach auch konsequent zu sein. 

Wir werden ja zum Teil gar nicht mehr ernstgenommen. Ich finde, das ist ein Teil von 
Respekt, wenn man hier herüberkommt. Das wissen die Leute auch, die hier hinkom-
men, dass es kein Kavaliersdelikt ist, ein Messer einzusetzen. 

Guido Schenk (Selbst & Bewusst): Ich möchte dazu noch zwei, drei Dinge sagen. 
Erst einmal bin ich voll bei Herrn Gesing und möchte das unterstützen: Neben Repres-
sion ist Integration ein wesentlicher Bestandteil des Ganzen. Man kann jeden fragen, 
der sich mit dieser Materie auskennt, wie Wissenschaftler und Psychologen, man weiß 
ganz genau: Du bist wie das Umfeld, das dich umgibt. Umgebe ich mich eine gewisse 
Zeit nur mit kriminellen Menschen, ist die Wahrscheinlichkeit extrem hoch, dass ich 
irgendwann auch genau darunterfalle. Umgebe ich mich mit Menschen, die nicht kri-
minell sind, werde ich vermutlich nicht kriminell werden. 

Das klappt aber nur, wenn ich den Menschen auch die Chance dazu gebe, genau nicht 
auf diese Schiene zu kommen. Und da ist Integration, Herr Gesing, da bin ich total bei 
Ihnen, genau das Richtige. 

Aber wenn ich natürlich über Monate Menschen in Unterkünften – ich nutze jetzt dieses 
blöde Wort, aber es ist schlussendlich leider so – einpferche … Ich weiß nicht, wer von 
Ihnen schon mal in Flüchtlingsunterkünften war. Wir sprechen immer von Flüchtlings-
unterkünften, aber die wenigsten waren schon mal in so einer Unterkunft. – Sie waren 
alle schon mal da? Dann nicht nur Sie persönlich, sondern grundsätzlich ist es immer 
so gesagt, „die in der Flüchtlingsunterkunft“. Wenn man da mal eine gewisse Zeit war, 
möchte man dort wahrscheinlich auf Dauer auch nicht wohnen. Nicht, weil die Men-
schen dort so böse sind, sondern weil die Umstände in solchen Flüchtlingsunterkünf-
ten einfach nicht schön sind. 

Da bleibt es nicht aus, dass auf einmal Drogen konsumiert werden, man vielleicht in 
Kreise gerät, in denen man nicht sein will, und dann ist schlussendlich das Ergebnis 
vorprogrammiert. Deswegen: Integration – ich bin total bei Ihnen. 

Eine zweite Geschichte vielleicht noch aus meiner polizeilichen Erfahrung zu aufent-
haltsbeendenden Maßnahmen. Da bin ich beim BDK. Die meisten Delikte, die mit dem 
Messer passieren, werden letztendlich als gefährliche Körperverletzung runtergestuft. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 23 - APr 18/726 

Integrationsausschuss 05.11.2024 
27. Sitzung (öffentlich) wir 

Das ist aber schade, weil aufenthaltsbeendende Maßnahmen nur ab einer gewissen 
Deliktsklasse überhaupt durchgesetzt werden können, ansonsten macht uns das EU-
Recht einen Strich durch die Rechnung. 

Ich behaupte, und ich glaube, da sind wir uns alle, die wissen, wovon ich spreche, 
einig: Die meisten Menschen, die ein Messer einsetzen, rechnen auch damit, dass 
jemand schwer verletzt oder getötet werden kann. 100 %. Die wenigsten, die, die viel-
leicht psychisch krank sind, die vielleicht traumatisiert sind, nehme ich bewusst heraus. 
Ansonsten behaupte ich, wer ein Messer in die Hand nimmt, der weiß, was er tut, und 
der rechnet auch damit, dass er jemanden schwerst verletzt oder gar tötet. 

Wenn ich dann das Ganze im Rahmen der Justiz herunterstufe, weil eben kein letaler 
Bereich getroffen wurde, also der Stich nicht so zum Einsatz kam, dass er auch zum 
Tod hätte führen können, dann ist es in den meisten Fällen nur dem Glück geschuldet 
und nicht dem Ansatz, dass der andere das nicht wollte. Ich glaube, wenn man in Justiz 
und Polizei mal darüber nachdenkt, ob wir vielleicht anders klassifizieren sollten, dann 
kommen wir vielleicht auch näher im Bereich der Strafverfolgung zu abschiebenden 
Maßnahmen, was präventiv auch deutlich abschreckender wirkt.  

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Damit beenden wir die zweite Fragerunde. Ich starte 
die dritte. Bei Herrn Lürbke sehe ich keine Wortmeldung mehr. Dann Herr Wagner.  

Markus Wagner (AfD): Da hat sich durch die Antworten für mich noch mal viel erge-
ben. Ich fange mit der Kinder- und Jugendkriminalität an. Die Frage stelle ich sowohl 
an Herrn Gesing als auch wieder an Frau Salomon und Herrn Schenk. 

Im Bereich der Kinder- und Jugendkriminalität haben wir es mit der sogenannten sä-
kularen Akzeleration zu tun. Das heißt, entwicklungspsychologisch ist es eine Entwick-
lungsbeschleunigung, mit der wir es zu tun haben. Parallel zu dieser Entwicklungsbe-
schleunigung haben wir keine Möglichkeit der Sanktion, weil das Strafmündigkeitsalter 
weiterhin bei 14 Jahren liegt, im Gegensatz zu anderen Ländern, wo es bei zwölf oder 
zehn Jahren liegt – wobei ich noch einmal klar sagen möchte, dass es mir nicht einfach 
ums Wegsperren geht. Mir geht es darum, dass wir Kindern früh genug Rechts- und 
Unrechtsbewusstsein vermitteln müssen. Das geht letztlich nicht nur, aber auch im 
Rahmen von Sanktionen. Mich würde interessieren, wie Sie dazu stehen. 

Dann an die Vertreter der beiden Polizeigewerkschaften. Es ist in dieser Anhörung 
sehr deutlich geworden, dass die Strafe auf dem Fuße folgen zu lassen eben auch 
bedingt, dass wir eine wesentlich stärkere personelle Ausstattung bei der Polizei und 
vielleicht auch eine intensivere Zusammenarbeit mit den Kommunen und den dortigen 
Ordnungsämtern benötigen. 

Der Bund Deutscher Kriminalbeamter hat seinerzeit die Forderung aufgestellt, dass 
wir mittelfristig den Personalkörper der Polizei auf 60.000 Personen ausdehnen müss-
ten, eine Forderung, die ich durchaus teile. Die Frage, die sich mir stellt, ist allerdings, 
mit welchen Mitteln Sie das erreichen wollen, sowohl bei der Polizei als auch, was 
dringend notwendig ist, bei der Justiz. 
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Sie sprachen eben – da wende ich mich wieder an Frau Salomon und Herrn Schenk – 
von Dubai und den Konsequenzen, die es dort gibt. Allerdings, muss ich sagen, Dubai 
ist ein Land, in das es keine illegalen Einreisen gibt. Das macht es in Dubai wesentlich 
leichter, festzustellen, wo einer herkommt und wohin er wieder zurückkehren muss. 
Dieses Problem haben wir leider. 

Sie haben es angesprochen: Die Sozialisation wird nicht an der Garderobe abgege-
ben, wenn jemand über die Grenze kommt. Wenn wir aber das Problem haben, dass 
die Zahl derjenigen, die so sozialisiert sind, im Saldo immer mehr ansteigt, stelle ich 
Ihnen die Frage, wie wir unter diesen Umständen das Problem wirklich lösen wollen, 
vor allen Dingen auch vor dem soziokulturellen Hintergrund. Ich erinnere beim sozio-
kulturellen Hintergrund nur an das Beispiel Dänemark, das ja relativ erfolgreich umge-
setzt hat, solche Entwicklungen zu Parallelgesellschaften in den Städten zu verhin-
dern. Vielleicht können Sie dazu auch noch etwas sagen. 

Gönül Eğlence (GRÜNE): Eine letzte Frage an Herrn Gesing. Was würden Sie uns 
als Politik denn als Dos und Don’ts der Präventionsarbeit mitgeben wollen? 

Hans Hülsbeck (Bund Deutscher Kriminalbeamter): Zunächst möchte ich sagen, 
dass wir sehr wohl Meldemöglichkeiten auch für Kinder und Jugendliche haben. Wir 
haben eine Erlasslage hier in Nordrhein-Westfalen. Das ist einmal der Präventionser-
lass, der Erlass Opferschutz, aber auch ein gemeinsamer Runderlass des Schulminis-
teriums, der Justiz und des Innenministeriums. Da sind durchaus Sanktionen vorge-
geben, die außerhalb des Strafrechts liegen. Das Schulgesetz gibt den Schulleitern 
erhebliche Möglichkeiten vor, wie man relativ schnell – innerhalb von einem Tag – 
Strafe auf dem Fuße folgen lassen kann. 

Gleichzeitig steht in diesem Erlass aber auch, wann Schule der Polizei zu melden hat. 
Das ist ganz klar definiert: Das ist immer beim Tatbestand eines Verbrechens, bei Se-
xualstraftaten oder auch bei Straftaten, die aus dem rechten Bereich kommen. Da sind 
die Möglichkeiten gegeben. 

Ein Personalkörper von 60.000 wäre wünschenswert. Das kann man immer wieder 
gerne sagen. Dass das in Nordrhein-Westfalen nicht von heute auf morgen umzuset-
zen ist, ist uns auch vollkommen klar. Nur wenn wir es nicht weiter fordern, denkt man 
hinterher „Hallo, die brauchen keine mehr.“ Wir brauchen sehr wohl wesentlich mehr 
Polizeibeamte sowohl auf der Straße als auch insbesondere Spezialisten bei der Kri-
minalpolizei. Wir begrüßen es, dass sich gerade im Ausbildungswesen etwas regt. 

Wir haben Systemsprenger. An Systemsprenger kommen wir nicht ran. Da kommt kein 
Präventivakteur ran. Da sind wir am Ende, da ist jegliche Prävention tatsächlich am 
Ende. Das weiß auch jeder, der in der Prävention tätig ist: Da kann definitiv nur noch 
die Repression helfen. 

Wie sind die Personalressourcen in NRW in der Prävention verteilt? Wir haben über 
ca. 370 Kolleginnen und Kollegen, die in ganz NRW in 47 Kreispolizeibehörden in der 
Kriminalprävention im Opferschutz tätig sind. Das sind natürlich, verteilt auf eine Mega-
behörde wie Köln oder auf das kleinste Präsidium Olpe oder eine kleine Landrats-
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behörde wie Höxter, wie Sie es sich selbst vorstellen können, nicht viele Kolleginnen 
und Kollegen. Die machen auch die Aufgaben Geldautomatensprengung – kein klei-
nes Thema –, die machen Sexualprävention, Prävention im Cybercrime, Kinder- und 
Jugendkriminalität und natürlich auch Gewaltprävention und in diesem Themenbereich 
die Prävention Messergewalt. 

Eines haben wir aber nicht in NRW, und das ist das, was wir brauchen. Ich sage es 
ganz ehrlich: Ich bin seit 45 Jahren bei der Polizei, davon 40 Jahre bei der Kriminalpo-
lizei, 20 Jahre selber in der Prävention in vielen Netzwerken tätig, und ich kannte meine 
beiden Mit-Experten aus dem Präventionsbereich bis jetzt nicht. Ich hätte bis heute 
behauptet, ich kenne fast jeden, weil das Präventionsfeld so klein ist. 

Es gibt den Deutschen Präventionstag, eine internationale Messe. Da kann man sich 
wunderbar vernetzen und kennenlernen. Wir haben in NRW über Jahre hinweg einen 
Tag der Medienkompetenz hier in diesem Hause veranstaltet. Da waren professionelle 
Präventionsexperten, um sich selber zu vernetzen, aber auch um sich der Öffentlich-
keit zu präsentieren. Warum haben wir das in diesem Themenbereich nicht? Wir ken-
nen uns nicht. Wir haben uns eben beim Rauchen kennengelernt. 

Wir müssen uns vernetzen. Wir müssen uns kennen. Wir müssen wissen, mit wem wir 
uns vernetzen. Ich wünsche mir, dass man eine Bündelung schafft, wer mit wem. Dann 
haben wir auch Personalressourcen gespart und eventuell rechtliche Probleme erledigt. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank, auch dafür, dass Sie den wunderschö-
nen Kreis Olpe erwähnt haben. Das ist nämlich mein Heimatkreis. 

Alexander Gesing (IFAK – Verein für multikulturelle Kinder- und Jugendhilfe):
Der Kreis Olpe ist wirklich wunderschön. Da gibt es auch eine Flüchtlingsunterkunft, in 
der wir auch schon waren. 

Ich möchte erst auf die Frage von Frau Eğlence eingehen und dann einen Schlenk zu 
der Frage von Ihnen machen. Dos und Don’ts der Präventionsarbeit. Da bin ich kurz 
geschwommen, weil ich da sehr weit ausholen könnte. Wahrscheinlich könnte ich dazu 
eine ganze Abhandlung schreiben. Das haben aber schon andere getan, deshalb 
möchte ich nur kurz einige Eckpunkte erwähnen. 

Dos und Don’ts können wir uns auf verschiedenen Ebenen anschauen. Auf der Mikro-
ebene, wenn ich in der Beratung bin mit jemandem, der sich islamistisch radikalisiert 
hat und sich mit mir unterhalten möchte, gibt es da natürlich gewisse Dos und Don’ts. 
Präventionsarbeit findet aber natürlich auch über gewisse politische Maßnahmen statt, 
über die wir hier heute auch diskutieren. Das heißt, die Dos und Don’ts sollten auch 
hier Gehör finden, was aber natürlich eine andere Ebene ist. 

Wenn ich bei der Präventionsarbeit bin, dann spielen natürlich solche Dos wie das 
Zuhören eine ganz wichtige Rolle: der Vertrauensaufbau, das Unterstützen und Erfül-
len von Bedürfnissen, das gemeinsame Überlegen mit dem Betroffenen über Chan-
cen, Perspektiven, über eine klare Lebensführung. Für mich ist aber auch wichtig, eine 
klare Haltung in meiner Arbeit zu haben und diese auch vor meinem Gegenüber zu 
vertreten. 
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Ein wichtiges Do ist auch, einen langen Atem zu haben. Das vielleicht in diese Runde: 
Es ist auf der Ebene politischer Entscheidungen ein ganz wichtiger Faktor, dass Prä-
ventionsarbeit in der Regel in dem Wissen leben muss, einen langen Atem haben zu 
müssen. Präventionsarbeit braucht viel Zeit, und es braucht auch viele Ressourcen. 
So kann Präventionsarbeit meiner Meinung nach auch gelingen. 

Ich kann nicht erwarten, dass sich die Klienten, mit denen wir uns unterhalten, inner-
halb von zwei, drei Wochen um 180 Grad drehen, sondern das braucht einfach viel 
Zeit und viel Engagement. 

Am Ende, wenn es tatsächlich um eine Tat geht, ist ein wichtiges Do der Präventions-
arbeit das Aufarbeiten der Biografie, der Faktoren, warum es überhaupt zu einer Tat 
gekommen ist. Das macht eben unsere Arbeit aus. 

Die Don’ts, die genauso für diesen Raum wie für meine Arbeit wichtig sind, sind, nicht 
zu stigmatisieren, keine Gruppen pauschal zu verurteilen und mit gewissen Stigmata 
zu belegen, zu pauschalisieren, dass es immer nur um eine bestimmte Kultur geht, die 
besonders gewaltbereit ist, dass es um eine bestimmte Altersklasse geht. Es gibt Fak-
toren, die bei einer bestimmten Gewaltbereitschaft vermehrt vorkommen, das heißt 
aber nicht, dass ich pauschal alle Menschen aus einer bestimmten Kultur, aus einer 
bestimmten Altersklasse als tendenziell gewaltbereit stigmatisiere. 

Das Don’t würde genauso bedeuten, dass ich nicht diskriminiere und keine schnellen 
Erwartungen habe. Das wichtigste Do ist – und ich würde fast sagen, das ist ein biss-
chen Konsens in der Präventionsarbeit –, dass die wichtigste Präventionsarbeit vor 
unserer Arbeit schon anfängt, und zwar eine gute und gelingende Sozialisation im El-
ternhaushalt oder im Haushalt, in dem die Kinder und Jugendlichen wohnen: wichtige 
Bindungen, unterstützende Erwachsene, mit denen Kinder und Jugendliche aufwach-
sen, eine gute Schulbildung, eine gute Bindungsperson in der Kita. All das ist auch Teil 
der Prävention. Wenn die gesamte Sozialisation gelingt – das ist auch mit viel finanzi-
ellem Aufwand verbunden und trägt Prävention bei –, dann wird unsere Arbeit mög-
licherweise gar nicht mehr nötig. 

Das ist im Grunde schon die Antwort auf Ihre Frage: Wenn das Fördern von Rechts- 
und Unrechtsbewusstsein in der Sozialisation und auch über Sozialisationsinstanzen 
wie Schule und Kita ausreichend gelingt, dann haben wir hier eine gute Förderung 
geleistet. 

Michael Maatz (Gewerkschaft der Polizei): Ich sollte zu der Frage des Personalzu-
wachses Stellung nehmen. 60.000 wäre natürlich ein Traum, wenn man einen solchen 
Personalkörper für die gesamte Polizei in Nordrhein-Westfalen erreichen könnte. Das 
würde nur mit verstetigten Einstellungszahlen von 3.000 pro Jahr funktionieren. Wa-
rum 3.000? Weil wir nicht mehr ausbilden können. Wir haben keine Ausbildungskapa-
zitäten, die darüber hinausgehen. 

In dem Zusammenhang: Was nutzen 3.000 Einstellungen, wenn wir eine Dropout-
Quote wie jetzt zuletzt von fast 25 % haben? Darum müsste man sich intensiv kümmern 
und der Frage nachgehen, wie es sein kann, dass ein Viertel auf der Strecke bleibt 
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oder aus anderen Gründen vorher aufhört. Das ist sicherlich eine andere Baustelle, 
aber der Personalzuwachs ist wirklich nur mit dauerhaft hohen Einstellungen zu erreichen. 

60.000, wie gesagt, wäre ein Traum. Insbesondere in der Direktion K haben wir einen 
massiven Personalmangel. Die Präventionsdienststellen, die gerade angesprochen 
wurden, sind chronisch unterbesetzt. Da brauchen wir dringend mehr qualifiziertes 
Personal, gerade für diese Dienststellen, um auch solche Präventionskonzepte erfolg-
reich umsetzen zu können. 

Die Pensionierungen in den nächsten Jahren sind noch verdammt hoch. Das heißt, 
einen richtigen Zuwachs haben wir noch nicht wirklich. Erst nach 2026/2027 flachen 
die Pensionierungszahlen ab. Dann machen sich die 3.000 Einstellungen bzw. die Zahl 
der Absolventen, die die Ausbildung erfolgreich abschließen, auch für den Personal-
körper der Polizei positiv bemerkbar. 

Andrea Salomon (Selbst & Bewusst): Gerade kam die Frage, wie wir an die jungen 
Menschen herankommen. Meine Antwort lautet: Über die Schulen. Wir haben eine 
Schulpflicht in Deutschland. In den Schulen kommen diese jungen Menschen zusam-
men, nicht nur Geflüchtete, aber auch die Geflüchteten. 

Der Kollege Herr Hülsbeck sagte schon etwas von dem Erlass zur Zusammenarbeit 
zwischen Schule, Jugendamt und Polizei. Wir sind bundesweit in Schulen unterwegs. 
In Nordrhein-Westfalen, wo es eben diesen Erlass gibt, ist unsere Erfahrung, dass 
dieser Erlass in den Schulen nicht bekannt ist. Das ist Punkt eins. 

Punkt zwei ist, dass Schulen in der Regel tatsächlich nicht melden, obwohl es diesen 
Erlass gibt, und schon gar nicht Schüler anzeigen.  

Sie haben gerade etwas von Systemsprengern gesagt, was ich nur unterstreichen 
kann, aber die können wir nicht erreichen. Aber wenn wir jetzt einen haben, der sich 
nicht an die Regeln hält, dann gucken alle anderen: Was kriegt der jetzt? Was passiert 
mit dem? Und wenn nichts passiert, ist das legitimiert. Das ist leider das Tagesgeschäft 
an unseren Schulen, was wir erleben. 

Ein Beispiel. Max sagt zu Moritz: Ich steche dich ab. Das ist eine Straftat. Die ist mel-
depflichtig, die wird aber nicht gemeldet. Was passiert jetzt mit Max? Der kriegt in der 
Regel ein pädagogisch wertvolles Gespräch, geht aus diesem Gespräch raus, kommt 
zum Moritz und sagt, „Dafür kriegst du extra.“ Was lernt Moritz? „Auf mich passt hier 
keiner auf. Ich nehme mein Messer mit, weil ich mich selbst schützen muss. Ich habe 
Angst vor diesem Typen.“ Das ist das, was wir an Schulen sehen. 

Auch da können wir nur dazu ermutigen, dass die Schulen mehr Rückendeckung be-
kommen. Wir sehen zum einen den Flaschenhals bei den Schulleitungen, die aus 
Angst vor politischem Druck zu wenig melden, und wir sehen auf der anderen Seite 
bei den Schulen, die melden, häufig wenig Rückendeckung durch die Schulaufsichts-
behörden und die Ministerien. Das heißt, denen fällt man in den Rücken, indem man 
sagt: Ihr müsst den wieder zurücknehmen. 

Also: Mangelnde Konsequenz, womit wir wieder da wären, wo ich eigentlich eingestie-
gen bin. Die Schulen, die sehr konsequent und transparent vorgehen, haben am 
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wenigsten Probleme mit Gewalt. Da kann ich eben, auch als junger Geflüchteter, am 
Modell lernen. Das heißt, es ist ein ganz kleiner Teil unserer Gesellschaft, ein kleines 
Modell unserer Gesellschaft, wo verschiedenste Kulturen, verschiedenste Hinter-
gründe, zum Beispiel aus dem Elternhaus, zusammenkommen, die alle irgendwie 
friedlich miteinander klarkommen müssen. Da kann ich im kleinen Modell für das große 
Modell lernen. Deswegen kann ich nur sehr stark dafür werben, die Schulen starkzu-
machen und den Schulen den Rücken zu stärken, vor allem konsequent bei Verstößen 
vorzugehen und auch hier wieder Repression als Teil der Präventionen zu verstehen. 

Nicht falsch verstehen, die sollen Sie nicht alle einsperren. Noch ein Beispiel aus der 
Praxis: Wir hatten in Essen einen Fall, wo ein Lehrer einen Schüler beobachtet hat, 
der mit einem Butterfly-Messer rumgespielt hat. Das ist ein verbotener Gegenstand, 
das ist eine Straftat. Er hat zu dem Schüler gesagt: „Steck weg, habe ich nicht gese-
hen, bring es nicht wieder mit.“ Nachmittags an der S-Bahn-Haltestelle hat dieser 
Schüler mit diesem Messer auf eine andere Person eingestochen. Das ist für mich ein 
ganz klares Beispiel für mangelnde und auch untaugliche Konsequenz. Der nächste 
Schüler, der ein Butterfly-Messer dabeihat, sagt: „Ja, aber der letzte Woche, der hat 
auch keine Strafe gekriegt.“ Das wäre ein Punkt, wo ich ansetzen würde. 

Guido Schenk (Selbst & Bewusst): Ergänzend zu dem, was Herr Hülsbeck sagte: 
D’accord. Sie sprachen die Systemsprenger und Intensivtäter an. Wenn wir uns die 
Statistik angucken, sind die in der Regel polizeilich hinlänglich bekannt. Das sind in 
der Regel Mehrfachstraftäter, die da eine Rolle gespielt haben. 

Warum setzt man das Messer mehrfach ein? Weil man beim ersten Mal nicht gespürt 
hat, dass die Herdplatte heiß ist. Wenn man zum zweiten Mal auf die Herdplatte packt 
und sie nicht heiß ist, macht man es wieder. Und solange ich das spüre, wird sich das 
nicht verändern, wo auch immer es herkommt. Das ist das Erste. 

Zum anderen möchte ich für die Schulleitung in die Bresche springen. Die Schule ist 
mit einer der Hauptansatzpunkte, weil es eben junge Menschen sind und wir Schul-
pflicht haben. Da können wir sie aufgreifen und in der Prävention ansprechen. Schul-
leitungen versuchen manchmal tatsächlich, Dinge in der Repression umzusetzen, krie-
gen aber den Ball von den Schulaufsichtsbehörden wieder zurückgespielt, weil wir eine 
Schulpflicht haben und die sagen, wenn Sie diesen Schüler jetzt suspendieren, kolli-
diert das mit der Schulpflicht. Dann war es das. 

Als Drittes vielleicht noch ein wichtiger Aspekt. Vor knapp einem Jahr saßen wir hier 
zum Thema Messergewalt an Schulen. Da sprachen wir von 193 Messerangriffen im 
Jahre 2022. Im Jahr 2023 waren es 293 Messerangriffe. Es sind unheimlich viele Vor-
schläge gemacht worden, was man tun kann. Mir ist nicht ein Punkt bekannt, wo von 
diesen vielen Vorschlägen, die da gekommen sind, ansatzweise etwas umgesetzt 
wurde. 

Wenn man in so einer Runde sitzt, hege ich immer die gute Hoffnung, dass wir hier 
rausgehen und danach irgendetwas passiert. Ich hoffe auch diesmal, dass das der Fall 
ist. 
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Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank. Damit sind wir am Ende der dritten 
Runde. Ich schaue in die Runde, ob es noch weitere Fragen gibt. – Herr Wagner hat 
noch eine. 

Markus Wagner (AfD): Ja, tatsächlich noch eine. Ich bin, Frau Salomon, bei einem 
Halbsatz, den Sie eben gesagt haben, noch mal wachgeworden – unabhängig davon, 
dass ich Ihre beider Ausführungen sehr interessant finde. Sie sprachen, wenn ich das 
richtig verstanden habe, davon, dass Schulleiter, die keine Konsequenzen ziehen, 
Angst vor politischem Druck haben. So habe ich Sie verstanden. Das hat mich, ehrlich 
gesagt, ein klein wenig schockiert. Mich würde interessieren, wie dieser politische 
Druck denn aussieht und welche Erfahrungen Sie da gemacht haben. 

Der zweite Punkt, nach dem ich fragen möchte, ist: Wir haben es in Schulen auch 
zunehmend mit Gewalt gegen Lehrer zu tun. Ist das vielleicht auch ein Grund dafür, 
dass Lehrer häufig keine Konsequenzen aus regelwidrigem Verhalten ziehen? 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Jetzt habe ich noch zwei weitere Wortmeldungen 
bekommen. 

Marc Lürbke (FDP): Wenn wir die Runde noch mal aufmachen, habe ich noch eine 
Frage in ähnlicher Richtung auf dem Zettel. Herr Schenk hatte im Halbsatz, als es um 
das Dunkelfeld geht und was die Flüchtlingsunterkünfte so melden, auch gesagt: „Was 
die dann melden, steht auf einem anderen Blatt.“ Was meinen Sie damit? Ist das ähn-
lich wie bei den Schulen, also Sorge vor Nachteilen? Können Sie das bitte ausführen? 

Gönül Eğlence (GRÜNE): Ich möchte kurz bemerken, dass wir hier eine Anhörung im 
Integrationsausschuss haben und uns mit der Frage von Präventionskampagnen und 
Präventionsarbeit in Flüchtlingsunterkünften beschäftigen. Vielleicht wäre es gut, 
wenn wir uns darauf beschränken. 

Trotzdem werde ich noch eine Frage an Herrn Gesing stellen, weil Sie meine Frage 
vorhin eventuell etwas missverstanden haben. Die Dos und Don’ts in Richtung Politik. 
Wir wollen ja schauen, was wir zukünftig machen sollten oder vielleicht eben besser 
nicht machen sollten. Weil Sie das in so einem Beisatz gesagt haben, dass es natürlich 
auch etwas zu tun gibt: Wenn Sie dazu Gedanken und Ideen haben, sind wir Ihnen 
sehr verbunden. 

Andrea Salomon (Selbst & Bewusst): Was ist politischer Druck? Empfundener poli-
tischer Druck von oben insofern, als dass es möglicherweise darum geht, dass es die 
Eltern sehen, wenn ständig die Polizei an der Schule ist. Wenn die Eltern das sehen, 
melden sie ihre Kinder vielleicht dort nicht an, und dann sinken die Zahlen. Die Schul-
leitung bangt dann eventuell um ihre Stellen an der Schule, vielleicht gar um die ge-
samte Existenz der Schule etc. 

Ich würde das ehrlicherweise zum Teil auch mit Führungsschwäche bezeichnen. Denn 
aus unserer Erfahrung haben eben die Schulen, die konsequent vorgehen, seltener 
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die Polizei da. Aber das ist diesen Schulleitungen – das sind keine bösen Menschen – 
in dem Moment nicht so bewusst. Wir haben offen gestanden an bestimmten Stellen 
einfach auch ein Unter-den-Teppich-Kehren. 

Guido Schenk (Selbst & Bewusst): Um auf die zweite Frage einzugehen: Das ist ein 
polizeilicher Erfahrungswert. Ich behaupte mal, wir haben Auseinandersetzungen, die 
unter den Flüchtlingen nicht gemeldet werden, weil die es nicht für regelungswürdig 
halten. In gewissen Kulturen regelt man das unter sich. Das ist das eine. Das ist die 
Sozialisierung. In deren Herkunftsländern regelt man das unter sich, weil auch das 
Vertrauen in die Polizei, das darf man auch nicht ganz vergessen, in vielen Ländern 
nicht so ist, wie es hier ist. Ich glaube sogar, in den wenigsten Ländern der Leute, von 
denen wir hier sprechen, ist das Vertrauen in die Polizei so hoch wie hier in Deutsch-
land. Man traut der Polizei nicht. 

Zum anderen ist es aber auch so – und das ist eine persönliche Vermutung von mir, 
vielleicht müssten wir dazu alle Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten in NRW an-
sprechen, die mal in Flüchtlingsunterkünften waren –, dass die Menschen, die da ar-
beiten, egal wer das ist, oftmals diese Taten nicht so einordnen, dass sie es für wichtig 
erachten, sie zu melden oder vielleicht auch nicht melden wollen, weil es eine Mehrar-
beit ist, weil es dann vielleicht dazu kommt, dass sie als Petze dastehen und eventuell 
Repressalien in den Flüchtlingsunterkünften erwarten. 

Ich glaube, ohne es an Zahlen festmachen zu können, wird diese Dunkelziffer hoch 
sein, und das ist dem geschuldet, dass nicht gemeldet wird. 

Alexander Gesing (IFAK – Verein für multikulturelle Kinder- und Jugendhilfe):
Einiges zu politischen Maßnahmen habe ich schon gesagt, auch in Richtung dieses 
Hauses, aber ich kann das noch kurz ausführen. Ich habe es auch in der Stellung-
nahme auf Seite 10 geschrieben. Ein paar Maßnahmen möchte ich hervorheben. 

Wir haben geschrieben: attraktive Teilhabe- und Teilnahmemöglichkeiten für die Ge-
flüchteten in den Unterkünften, Tagesstrukturierung – darüber haben wir gerade schon 
gesprochen –, Förderung von Möglichkeiten der Selbstwirksamkeit für die Geflüchte-
ten, Beziehungsaufbau, auch das habe ich angesprochen. Es braucht Beziehungs-
strukturen für die Geflüchteten. Viele der Geflüchteten, die alleine hier nach Deutsch-
land kommen, sind erst einmal völlig halt- und beziehungslos und brauchen einfach 
eine persönliche Unterstützung. Auch soziale Beratung und Möglichkeiten der Mitbe-
stimmung, die in den Unterkünften lediglich in gewissen kleinen Maßnahmen gegeben 
sind, gibt es viel zu wenig. Wir haben auch geschrieben, dass es vieler Angebote für 
Geflüchtete bedarf, nicht nur zur Tagesstrukturierung, sondern auch für die Erfahrung 
von Selbstwirksamkeit.  

Vielleicht noch kurz die Erinnerung daran, mit welchen Belastungen die Menschen 
nach Deutschland kommen, und die Forderung, dass wir diese Menschen auch, sollen 
sie denn hierbleiben, ein Stück weit aufbauen. Darauf werde ich gleich noch näher 
eingehen. 
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Wir brauchen eine schnelle Perspektive für die Menschen hier. Das heißt, wir brauchen 
eine kürzere Verweildauer in den Unterkünften, viel schnelleren Umzug in die Kommu-
nen und damit eben verbunden auch eine Möglichkeit der Perspektiventwicklung für 
die Menschen. 

Dann, das habe ich bisher noch ganz ausgeklammert, benötigen wir viel mehr Mög-
lichkeiten für psychisch erkrankte Menschen im Bereich der Geflüchteten. Wir haben 
16 psychosoziale Zentren in Nordrhein-Westfalen. Das ist schon eine Menge, aber 
NRW ist eben ein großes Bundesland. Wir haben viel mehr Bedarf, als es aktuell Ka-
pazitäten bei den psychosozialen Zentren gibt. 

Der Bundesverband der psychosozialen Zentren hat mal errechnet, dass es ungefähr 
ein halbes Jahr braucht, bis jemand überhaupt einen Therapieplatz in einem psycho-
sozialen Zentrum bekommt. Das ist aber nur der Mittelwert. Dass die entsprechenden 
Zahlen in Einzelfällen viel höher sind, ist natürlich klar, gerade, wenn man in einem 
Landkreis wohnt – die Flüchtlingsunterkünfte sind ja teilweise mitten auf dem Land –, 
wo es wenig Möglichkeiten der entsprechenden psychotherapeutischen Unterstüt-
zungsmöglichkeiten gibt. 

Hier braucht es viel mehr Ausbau der Unterstützung für psychisch belastete Geflüch-
tete bis hin eben zu Menschen, die vielleicht sogar Kriegstraumata oder eine PTBS 
entwickelt haben. Das können Sie auch in der Literatur nachlesen: Es gibt sehr viele 
Geflüchtete, die unter psychischen Belastungen und traumatischen Erlebnissen leiden. 
Auch das ist ein Risikofaktor für eine Radikalisierung, wie wir sie jetzt bearbeiten, aber 
ich würde auch sagen, dass das genauso mit der Gewaltbereitschaft zusammenhängt. 

Ein letzter Satz. Aus unserer Sicht brauchen wir einerseits eine kürzere Verweildauer 
und gleichzeitig auch Verbesserung der Situation in den Unterkünften. Aber darüber 
haben wir gerade schon gesprochen. – Danke. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank. Ich sehe keine weiteren Wortmeldun-
gen. Der Wissensdurst des Integrationsausschusses ist an dieser Stelle gestillt. Herz-
lichen Dank. Wir kommen zum Ende unserer Anhörung zur Präventionskampagne ge-
gen Messergewalt – Präventionsarbeit bereits in Flüchtlingsunterkünften starten! 

Ich bedanke mich recht herzlich bei den Sachverständigen, dass Sie hier gewesen 
sind und so ausführlich geantwortet haben. Unsere Sitzung ist hiermit beendet. 

Die nächste Sitzung des Integrationsausschusses findet am 12. November, also 
nächste Woche Dienstag, um 16:00 in Form einer Anhörung statt. Wir treffen uns jetzt 
wöchentlich. Die kommenden Wochen wird das so weitergehen. – Herzlichen Dank. 

gez. Dr. Gregor Kaiser 
Vorsitzender 
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